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Jenseits von Ausgabenkiirzungen

Alternative Optionen zur Haushaltssanierung von Bundeslindern:
der Fall Berlin

Von Beate Jochimsen*

Abstract

Germany’s public budgets are in distress. For several years, the ,,golden rule“ has
been broken and the deficit criterion of Maastricht has not been met. As German states
have hardly any tax setting autonomy and as their revenue is mainly determined by a
fiscal equalisation system, the discussion of how to solve these budgetary problems
heavily concentrates on expenditure cuts. This paper analyses additional possibilities
for German states to overcome fiscal imbalances. Notwithstanding the fiscal equalisa-
tion system, revenue increases occur with higher economic growth, higher tax rates, the
levy of new duties and privatisation. Furthermore, public expenditures decline with eco-
nomic growth and increasing wealth as fewer transfers are needed and subsidies to pub-
lic services can be reduced. These aspects are discussed, simulated and calculated for
the state of Berlin.

Zusammenfassung

Die offentlichen Haushalte Deutschlands sind angespannt. Uber Jahre iiberstieg die
Neuverschuldung vieler Gebietskorperschaften ihre Investitionsausgaben, wurde das
Defizitkriterium des Vertrages von Maastricht nicht eingehalten. Da im Zuge des bun-
desdeutschen Finanzausgleichs ein grofler Teil der Einnahmen der Linder exogen ge-
geben ist, konzentriert sich die politische, aber auch die wissenschaftliche Debatte zur
Haushaltskonsolidierung vor allem auf die Ausgabenseite. Diese Arbeit beschiftigt sich
statt mit strukturellen Ausgabensenkungen mit allen anderen fiskalischen Handlungs-
optionen eines Bundeslandes, die der Sanierung des Landeshaushalts dienen koénnen.
Dazu zihlen neben iiberproportionalem Wirtschaftswachstum, hohere Steuern, hohere
Hebesitze, neue Abgaben und verstirkte Privatisierungen. Im Zusammenhang mit
Wirtschaftswachstum wird auch der in der Regel vollkommen vernachléssigte Aspekt
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der dadurch induzierten Ausgabensenkungen untersucht. Das Potential der Haushalts-
entlastung wird exemplarisch fiir das Land Berlin ermittelt. Im Ergebnis konnen alter-
native Optionen der Haushaltssanierung von Bundesldndern strukturelle Ausgabenkiir-
zungen zwar nicht ersetzen, aber sehr wohl in beachtlichem AusmaB erginzen.
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1. Einleitung

Die offentlichen Haushalte Deutschlands sind angespannt. Derzeit klagen
zwei Lénder (Bremen und das Saarland) vor dem Bundesverfassungsgericht
auf Anerkennung ihrer extremen Haushaltnotlage, um finanzielle Unterstiit-
zung des Bundes zu erhalten. Die entsprechende Klage des Landes Berlin ist
im Oktober 2006 abgelehnt worden. Nun muss Berlin seinen Haushalt aus
eigener Kraft sanieren. Welche Moglichkeiten einem deutschen Bundesland
hierbei zur Verfiigung stehen, analysiert diese Arbeit. Dabei konzentriert sie
sich nicht — wie ein GrofBteil der wissenschaftlichen und politischen Debatte
zur Haushaltssanierung — auf die Ausgabenseite. Vielmehr beschéftigt sie sich
statt mit strukturellen Ausgabensenkungen mit allen anderen fiskalischen
Handlungsoptionen eines Bundeslandes, die der Sanierung des Landeshaus-
halts dienen konnen. Dazu zdhlen neben iiberproportionalem Wirtschafts-
wachstum, hohere Steuern, hohere Hebesétze, neue Abgaben und verstérkte
Privatisierungen. Im Zusammenhang mit Wirtschaftswachstum wird auch der
in der Regel vollkommen vernachldssigte Aspekt der dadurch induzierten
Ausgabensenkungen untersucht. Das Potential der Haushaltsentlastung wird
exemplarisch fiir das Land Berlin ermittelt.

Berlin befindet sich in einer angespannten Haushaltslage, fiir die vielfdltige
Griinde verantwortlich sind. Die finanziellen Lasten der deutschen Vereini-
gung haben dazu ebenso beigetragen wie politische Fehleinschédtzungen zur
Bevélkerungsentwicklung und zum Wirtschaftswachstum.” Da ein groBer Teil
steuerlicher Mehreinnahmen des Landes im Rahmen des bundesstaatlichen
Finanzausgleichs ,,abgeschopft wird bzw. niedrigere Zuweisungen an das
Land zur Folge hat, konzentriert sich die Sanierungsdebatte auch in Berlin fast
ausschlieBlich auf die Ausgabenseite. Keineswegs wird in Frage gestellt, dass
der mafBgebliche Sanierungsbeitrag eines relativ finanzschwachen Bundeslan-
des wie Berlin nur iiber strukturelle Ausgabenkiirzungen geleistet werden
kann. Doch eine alleinige Betrachtung dieses Aspekts greift zu kurz. Die ,,Ab-

1 Innovative Vorschldge wie die Moglichkeit der Entschuldung durch ein Insolvenz-
verfahren fiir Bundeslidnder werden hier nicht beriicksichtigt. Vgl. dazu beispielsweise
Jochimsen / Konrad (2007).

2 Fiir eine ausfiihrliche Darlegung der Ursachen vgl. Jochimsen (2003).
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schopfung® durch den Finanzausgleich betréigt beispielsweise nicht 100 %. Vor
allem die Neuregelung des Bundesfinanzausgleichs seit 2005 erlaubt es, ge-
rade bei einem iiberdurchschnittlichen Wirtschaftswachstum einen héheren
Teil zusétzlicher Einnahmen zu behalten als bisher. Die Gemeindesteuern flie-
Ben nur teilweise in den Finanzausgleich ein. Aulerdem stehen dem Land Ein-
nahmequellen zur Verfiigung, die nicht in den Finanzausgleich einbezogen
werden wie Einnahmen infolge hoherer Hebesitze, neue Abgaben oder Priva-
tisierungserlose. SchlieBlich induziert Wachstum nicht nur méBige zusétzliche
Einnahmen, sondern infolge einer sich @ndernden Sozial- und Wirtschafts-
struktur zahlreiche Modifikationen auf der Ausgabenseite des Haushalts. Ge-
rade dieser Aspekt ist bisher nicht wissenschaftlich untersucht worden.

Die Arbeit gliedert sich in fiinf Kapitel. Dieser Einleitung folgt eine kurze
Darstellung der finanziellen Ausgangslage Berlins. Im dritten Kapitel wird
das Potential von Einnahmesteigerungen ermittelt. Hier werden bei verschie-
denen Annahmen iiber die kiinftige Wirtschaftsentwicklung Berlins Einnah-
meverbesserungen berechnet. Ebenso werden hohere Steuern und neue Ab-
gaben sowie verstirkte Privatisierungsmafnahmen betrachtet. Wachstumsin-
duzierte Ausgabensenkungen in allen Haushaltsbereichen werden im vierten
Kapitel identifiziert und bestimmt. Die Arbeit endet mit einer Gesamtbetrach-
tung und einem Fazit.

2. Ausgangslage im Fall des Landes Berlin

Die bereinigten Ausgaben waren fiir das Jahr 2005 mit 20,7 Mrd. € veran-
schlagt. Davon entfielen 44 % auf konsumtive Sachausgaben und ein Drittel
auf Personalausgaben.

Zu den konsumtiven Sachausgaben zihlen zahlreiche Zuschiisse — beispiels-
weise an die Hochschulen —, von denen ein GrofBteil wiederum fiir Personal
ausgegeben wird. Deshalb liegen die tatséchlichen Ausgaben fiir Personal iiber
den offensichtlichen direkten Ausgaben von knapp 7 Mrd. €. Obwohl sich
dieses Phidnomen im Prinzip in allen 6ffentlichen Haushalten findet, wird
Outsourcing, und damit Personalauslagerung, von Bundesland zu Bundesland
unterschiedlich gehandhabt. Damit relativiert sich die Aussagefihigkeit direk-
ter Ausgabenvergleiche.

Der Anteil der Investitionsausgaben belief sich auf 9% des Haushalts, die
Vorsorge fiir eine potentielle Inanspruchnahme des Landes aus der der Bank-
gesellschaft Berlin gegebenen Garantie auf 1'/>%. Letztere wurde allerdings
im Jahr 2005 bei weitem nicht in vollem Umfang in Anspruch genommen, in
den vorhergehenden Jahren gar nicht. Die Zinsausgaben beliefen sich auf {iber
2,6 Mrd. € und machen 13 % der Ausgaben aus.
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Quelle: Senatsverwaltung fiir Finanzen, Midrz 2004 und 2005, Sollzahlen.
Abbildung 1: Bereinigte Ausgaben 2005: 20.707 Mio. €

BEZ politische
Fehlbetrags-BEZ Fiihrung 44 Mio. €
753 Mio. € / 0%
4% 4
/ Sonderbedarfs-BEZ
Landerfinanzausgleich L 2.003 Mio. €
2.365 Mio. € 7 10%
1%
sonstige
Zuweisungen und
Zuschiisse
1.761 Mio. €
9%
Verwaltungs-
einnahmen

1.183 Mio. €

6%

sonstige Einnahmen
175 Mio. €
1%
S Vermégens-
. veriuBerung
Steuereinnahmen Ve i 1T/:°'€
inkl. steuerdhnliche
Einnahmen %
8.354 Mio. €
Lk Finanzierungssaldo
(Primérsaldo + Zinsen-
VA)
3.912 Mio. €
19%

Quelle: Senatsverwaltung fiir Finanzen, Midrz 2004 und 2005, Sollzahlen.
Abbildung 2: Bereinigte Einnahmen und Finanzierungssaldo 2005
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Zu den bereinigten Einnahmen zéhlen Steuereinnahmen, Zahlungen aus
dem bundesdeutschen Finanzausgleich, sonstige Zuweisungen von Bund und
EU, Verwaltungseinnahmen, Vermoégensverduferungen und sonstige Einnah-
men. Besteht zwischen bereinigten Ausgaben und Einnahmen eine Differenz,
wird diese als Finanzierungssaldo bezeichnet. In Berlin betrigt der Finanzie-
rungssaldo im Jahr 2005 knapp 4 Mrd. €. Mit anderen Worten: Die Ausgaben
iibersteigen die Einnahmen um rund 20 %. Diese Differenz muss primér durch
Neuverschuldung finanziert werden. Die zusétzliche Verschuldung erhoht die
Zinsausgaben der kommenden Jahre und fiihrt damit — ceteris paribus — zu
einer Steigerung der bereinigten Ausgaben. Damit wichst der Finanzierungs-
saldo; die Schuldenspirale dreht sich weiter. Knapp 40% der Ausgaben wer-
den durch Steuereinnahmen finanziert, 33 % aus Zuweisungen anderer Linder
(Léanderfinanzausgleich), des Bundes (hauptsidchlich Bundesergénzungszuwei-
sungen) und der EU. Verwaltungseinnahmen machen 6 % und Vermogensver-
duBerungen und sonstige Einnahmen je 1% aus.

Ein Vergleich von Investitionsausgaben und Neuverschuldung offenbart,
dass der Berliner Haushalt 2005 — wie zahlreiche Jahre davor — verfassungswid-
rig war. Fiir zwei Jahre ist dies sogar gerichtlich festgestellt worden. Im Oktober
2003 hat der Berliner Verfassungsgerichtshof den Doppelhaushalt der Jahre
2002 /2003 fiir verfassungswidrig erklirt.> Im Jahr 2007 sollen die Investitio-
nen erstmals seit rund 10 Jahren die Neuverschuldung wieder iibersteigen.

Ein wesentliches Problem der aktuellen Haushaltssituation Berlins besteht
in der aus einer hohen Verschuldung resultierenden hohen Zinslast. Dies spie-
gelt sich nicht nur in absoluten Zahlen wider, ndmlich in einer Steigerung des
Schuldenstandes von knapp 11 Mrd. € in 1991 auf derzeit iiber 60 Mrd. €.
Vielmehr stieg die Schuldenquote, d. h. die Verschuldung in Relation zum
Bruttoinlandsprodukt (BIP) Berlins, seit 1991 von 18 auf 72% in 2004. Sie
liegt damit deutlich iiber der Schuldenquote Bremens (ca. 48 %), das zwischen
1994 und 2004 Haushaltssanierungshilfen des Bundes erhalten hat. Zur Er-
innerung: Die im Europdischen Stabilitits- und Wachstumspakt festgelegte
Verschuldungsgrenze fiir Gesamtdeutschland liegt bei 60 %. Da der Bund auch
Schulden aufnimmt, muss die Schuldenquote der Lénder deutlich unter 60 %
liegen, um das Maastricht-Kriterium zu erfiillen. Bisher hat keine verbindliche
Aufteilung des zuldssigen Defizits und der zulédssigen Verschuldung zwischen
Bund und Léndern s’[attgefunden.4

In den vergangenen zehn Jahren hat Berlin Anstrengungen unternommen,
seine Primérausgaben zu reduzieren (vgl. Abb. 3). 2005 betrugen sie nominal

3 Siehe fiir eine ausfiihrliche 6konomische Analyse des Urteils Jochimsen (2004).

4 Der einvernehmliche Beschluss des Finanzplanungsrates vom 21. Mirz 2002, das
Defizit im Verhiltnis 55:45 zwischen Lindern und Gemeinden einerseits sowie Bund
und Sozialversicherungen andererseits aufzuteilen, ist nicht verbindlich umgesetzt wor-
den.
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noch 88 % der Ausgaben von 1995, sie sind von 20.927 € auf 18.364 € gesun-
ken. Relativ sind die investiven Ausgaben dabei am stédrksten zuriickgefiihrt
worden, wobei diese im Jahr 2005 aufgrund hoher Ausgaben beim ,,Erwerb
von Beteiligungen® einmalig deutlich anstiegen. Wihrend die Primérausgaben
ohne investive Ausgaben, also Personal- und konsumtive Ausgaben, um 8 %
sanken, fielen die investiven Ausgaben bis 2004 auf 55% des Niveaus von
1995. Das ist sicherlich mit ein Grund dafiir, dass Berlin seit Jahren ein unter-
durchschnittliches Wirtschaftswachstum aufweist. Zwar werden die daraus
resultierenden niedrigeren Einnahmen in weiten Teilen durch den Finanzaus-
gleich ausgeglichen, aber zum einen eben nur in weiten Teilen und nicht voll-
stindig, und zum zweiten induziert ein niedriges Wirtschaftswachstum mehr
Ausgaben z. B. im arbeitsmarktpolitischen Bereich als ein hohes Wirtschafts-
wachstum. Eine genaue Analyse dieses Aspektes ist Bestandteil des vierten
Kapitels.

Primarausgaben und -einnahmen
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Quelle: Berechnet aus Angaben der Kassenstatistik des Statistischen Bundesamtes.

Abbildung 3: Entwicklung der Primérausgaben und -einnahmen Berlins

Die Entwicklung der Priméreinnahmen verlief in den letzten zehn Jahren in
Berlin relativ konstant. Normiert man die Einnahmen des Jahres 1995 auf 100,
so stiegen die Einnahmen bis zum Jahr 2000 auf 109 % und liegen nach einem
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Abfallen auf unter 100% im Jahr 2005 bei 112%. Diese Situation wird sich
allerdings ceteris paribus in den kommenden 15 Jahren dramatisch verschlech-
tern, da die teilungsbedingten Sonderzuweisungen des Bundes bis 2019 abge-
baut werden. Neben dem Finanzausgleich im engeren Sinne® gewihrt der
Bund einigen Lindern, darunter Berlin, nimlich so genannte ,,Sonderbundes-
ergidnzungszuweisungen fiir die Neuen Linder (SoBEZ). Das Solidarpakt-
fortfilhrungsgesetz von 2001 regelt, dass die SOBEZ bis 2019 zuriickgefiihrt
werden. Die SoOBEZ werden unabhéngig von der wirtschaftlichen und demo-
graphischen Entwicklung Berlins gezahlt. Im Jahr 2005 erhilt Berlin
2.003 Mio. €, im Jahr 2019 nur noch 399 Mio. €. Die gesamten Osttransfers
(SoBEZ und ,,Korb II Mittel*) fiir Berlin summieren sich 2005 auf 2,5 Mrd. €5
Das sind rund 15 % der Einnahmen des Landes Berlin. Dieser Einnahmeriick-
gang ist vom Land Berlin nicht zu beeinflussen.

Im Lindervergleich zeigt sich, dass Berlin sowohl beim Riickgang der In-
vestitionsausgaben, aber eben auch bei der Riickfithrung von Personal- und
konsumtiven Ausgaben fiihrend ist. Die Investitionsausgaben je Einwohner
sanken zwischen 1995 und 2005 im Landerdurchschnitt um 28 %, die Ber-
liner gingen um 43,4 % zuriick. Dagegen war im gleichen Zeitraum bei den
Personal- und konsumtiven Primérausgaben je Einwohner im L#nderdurch-
schnitt ein Anstieg um 12% zu verzeichnen, wihrend die Berliner um 5,6 %
sanken.’

Wie aus Abbildung 3 ersichtlich ist, sind die Priméreinnahmen Berlins zwi-
schen 1995 und 2005 relativ konstant geblieben. Pro-Kopf stiegen sie nominal
um 15 %. In Hamburg sind sie im gleichen Zeitraum um rund 17 % gestiegen.
Die Tabelle 1 bildet die wichtigsten Einnahmekomponenten der drei Stadtstaa-
ten fiir das Jahr 2005 ab. Je Einwohner verfiigte Berlin iiber Einnahmen von
5.366 € und lag damit iiber dem Hamburger Niveau (5.004 €) sowie deutlich
iiber den Bremer Einnahmen (4.549€), sofern man VermégensverduBerungen
und Leistungen an den Lénderfinanzausgleich abzieht. Damit hatte Berlin
107 % der Hamburger und 118 % der Bremer Pro-Kopf-Einnahmen.

Auffallend sind die groBen Unterschiede bei den Steuereinnahmen (Zeile 5),
zu denen das ortliche Steueraufkommen sowie die Gemeinschaftssteuern, d. h.
der Linder- und Gemeindeanteil an der Einkommens-, Korperschaftssteuer
und die horizontal verteilte Umsatzsteuer, zdhlen. Hier liegen die Berliner Ein-

5 Umsatzsteuerverteilung, Landerfinanzausgleich und Fehlbetragsbundesergénzungs-
zuweisungen.

6 Als ,,Korb II Mittel“ werden iiberproportionale Leistungen des Bundes u. a. fiir Ge-
meinschaftsaufgaben und Finanzhilfen, EU-Strukturfondsmittel sowie die Investitions-
zulage an die ostdeutschen Linder bezeichnet. Ihre Hohe ist geschitzt nach Seitz
(2006), S. 21.

7 Vgl. Finanzplanung von Berlin 2006 —2010, Beschluss des Senats vom 5. Dezem-
ber 2006, 21 (ohne den Einmaleffekt des hohen Beteiligungserwerbs im Jahr 2005).
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Tabelle 1
Pro-Kopf-Einnahmen von Berlin, Hamburg und Bremen 2005
Berlin Hamburg Bremen
1 | bereinigte Einnahmen 5.423 5.554 4.649
2 | — Vermogensverduflerung 57 334 100
3 | — Leistungen an LFA 0 217 0
4 | ,,Nettoeinnahmen“ 5.366 5.004 4.549
davon
5 | Steuern und steuerdhnliche Abgaben 2.415 4.168 2.739
6 | Einnahmen aus dem LFA 720 0 552
7 | Fehlbetrags- BEZ 225 0 183
8 | BEZ fiir hohe Kosten politischer
Fiihrung 13 0 91
9 | SoBEZ fiir neue Lénder 591 0 0
10 | Sonstige Zuweisungen von Bund
und EU 747 376 400
11 | Sonstige Einnahmen 881 569 587

Quelle: Kassenstatistik des Statistischen Bundesamtes, Finanzbericht 2007 und eigene Berech-
nungen.

nahmen nur bei 58 % der Hamburger und auch nur bei 88 % der Bremer Ein-
nahmen. An dieser Einnahmekomponente spiegelt sich die geringe Wirtschafts-
kraft Berlins wider. Ein groBer Teil der fehlenden Steuereinnahmen wird in
Berlin und Bremen durch den Finanzausgleich ausgeglichen. Berlin erhilt
allein durch den Linderfinanzausgleich, die Fehlbetrags-BEZ und die BEZ fiir
die iiberdurchschnittlichen Kosten politischer Fiihrung 958 € pro Person (Zei-
len 6, 7 und 8). Damit erreicht Berlin nach Steuern und Finanzausgleich ohne
Osttransfers 81 % der Hamburger Einnahmen (Zeilen 5,6,7 und 8). Wéhrend
die Transfers des Lénderfinanzausgleichs und die Fehlbetrags-BEZ von der
wirtschaftlichen und demographischen Entwicklung Berlins abhéingen, werden
die BEZ wegen iiberdurchschnittlicher Kosten politischer Fiihrung davon un-
abhingig gezahlt. Die am Ende hoheren Pro-Kopf-Einnahmen Berlins begriin-
den sich vor allem in den hohen Zuweisungen des Bundes, von denen ein
groBer Teil auf den ,,Osttransfers* beruht, die bis 2019 vollstindig abgebaut
werden. Ohne sie kdme Berlin im Jahr 2005 lediglich auf 95 % der Hamburger
Einnahmen, ldge aber immer noch vor Bremen. Die Situation séhe fiir Berlin
noch ungiinstiger aus, wenn das Land in 2005 nicht so auflerordentlich hohe
Einnahmen aus wirtschaftlicher Titigkeit erzielt hitte (in sonstigen Einnah-
men enthalten). Ob sich diese positive Entwicklung fortsetzt, bleibt abzuwar-
ten. Allein dieser Aspekt verdeutlicht, dass Berlin nicht nur ein aktuelles Aus-
gabenproblem hat, sondern dass sich auch auf der Einnahmeseite die Situation
in den kommenden Jahren dramatisch verschlechtern wird.

Schmollers Jahrbuch 127 (2007) 2



Jenseits von Ausgabenkiirzungen 267

3. Potentielle Einnahmeverbesserungen durch...
3.1. ... Wirtschaftswachstum

Der bundesdeutsche Finanzausgleich dient dazu, unterschiedliche Einnah-
men der Bundesldnder weitgehend auszugleichen, um so bundesweit eine sehr
dhnliche Finanzausstattung der Linder und Gemeinden pro Kopf zu gewihr-
leisten. So soll unter anderem die im Grundgesetz garantierte ,,Einheitlichkeit
der Lebensverhiltnisse* gesichert werden. Ein groBer Teil der Steuereinnah-
men jedes Landes wird deshalb in den Finanzausgleich zur Ermittlung der
Finanzkraft eines jeden Landes einbezogen. Dazu gehoren die Landesanteile
an der Einkommen- und Korperschaftsteuer, der Umsatzsteuer, die Spielbank-
abgabe, die Gewerbesteuerumlage sowie die Landessteuern und ein Teil der
Gemeindesteuern. In Berlin werden damit lediglich die Vergniigungs-, Hunde-
und Zweitwohnungssteuer nicht in den Finanzausgleich einbezogen.

Seit dem Jahr 2005 werden die relevanten Gemeindesteuern mit einem An-
teil von 64 % statt 50 % in die Berechnung der Finanzkraft einbezogen, was
eine stirkere Angleichung der Gesamteinnahmen ermdglicht. Ein erheblicher
Teil der relevanten Gemeindesteuern wird aus den Realsteuern, also Grund-
und Gewerbesteuer, ermittelt. Berlin verfiigt {iber ein vergleichsweise geringes
Realsteueraufkommen. Es profitiert von der vermehrten Einbeziehung der
Realsteuern aller Linder in den Finanzausgleich iiberproportional, weil der
»Gewinn“ aus der vermehrten Einbeziehung der realsteuerstarken Léinder gro-
Ber ist als der ,,Verlust” aus der vermehrten Einbeziehung der eigenen Real-
steuern. Ferner wird ein Anteil von 12% der iiberproportionalen jéhrlichen
Mehreinnahmen der Lénder gegeniiber denen der anderen Bundesldnder nun-
mehr ausgleichsfrei gestellt. Diese Regelung, das Pramienmodell, begiinstigt
Linder mit iiberproportionalem Wachstum und bietet somit einen verstirkten
Anreiz zur Stirkung der regionalen Wirtschaftskraft (Bundesministerium der
Finanzen, 2004, 164).

Da der Finanzausgleich seit 2005 neu berechnet wird, konnten Zuweisungen
aus dem und Beitréige in den Finanzausgleich der letzten Jahre nicht als An-
haltspunkte dienen. Die folgenden Szenarien beruhen deshalb auf den Kassen-
ergebnissen des Statistischen Bundesamtes der Steuereinnahmen 2004 sowie
den Ergebnissen des Bundesministeriums der Finanzen fiir den vorldufigen
Finanzausgleichs 2004 und den Neuregelungen des Finanzausgleichs von
2005. Das Ausgangsszenario stellt somit die Einnahmen Berlins im Jahr 2004
dar, die sich ergeben hitten, wenn damals bereits die Regelungen des neuen
Finanzausgleichs gegolten hitten.®

8 Alle in diesem Artikel benétigten Zahlen des Jahres 2005 standen bei Anfertigung

der Simulationen nicht zur Verfiigung. Deshalb basieren die Rechnungen auf den Zah-
len von 2004.
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Tabelle 2
Ausgangsszenario
in Mio. €
Steuereinnahmen inkl. Umsatzsteuerergénzungsanteile 8.153,3
LFA und Fehlbetrags-BEZ 3.057,3
Teilungsbedingte BEZ 2.003,4
BEZ fiir Kosten der pol. Fiihrung 43,5
Summe 13.257,5

Quelle: Eigene Berechnungen.

Die teilungsbedingten Bundeserginzungszuweisungen und die Bundeser-
ginzungszuweisungen fiir die Kosten politischer Fiihrung sind unabhingig
von Wachstumsentwicklungen fiir die kommenden Jahre festgelegt. Deshalb
verdndern sie sich in den folgenden Simulationen nicht. Bei den Simulationen
wird davon ausgegangen, dass ein Wirtschaftswachstum von z. B. 1,5% auch
zu Steuermehreinnahmen in Hohe von 1,5 % fiihrt. Dies legt eine Steuerauf-
kommenselastizitdt von 1 zugrunde. Aufgrund der progressiven Einkommen-
steuer ist die Steueraufkommenselastizitdt bei dieser Steuer groBer als eins,
bei anderen Steuern (z. B. Grundsteuer oder Mehrwertsteuer) liegt sie hinge-
gen unter eins. Biittner et al. (2006) schétzen fiir die Bundesrepublik zwischen
1980 und 2004 eine Aufkommenselastizitiit iiber alle Steuerarten von 1,05.
Die Steuern steigen demnach proportional zum Wirtschaftswachstum. Ferner
wird die Bevolkerung konstant gehalten. Sie entspricht den Angaben des Sta-
tistischen Bundesamtes vom 30. Juni 2004.

In Szenario I wird davon ausgegangen, dass alle Bundesldnder — inklusive
Berlin - ein einheitliches Wirtschaftswachstum aufweisen. In 2005 wuchs die
deutsche Wirtschaft um rund 1%, deshalb ist dieses Wachstum hier zugrunde
gelegt. Bei einem Steuermultiplikator von 1 wachsen die Steuereinnahmen
ebenfalls um 1%. Im Vergleich zu 2004 entstehen Berlin dadurch zusétzliche
Einnahmen von 112 Mio. €.

Ein groBer Teil dieser Mehreinnahmen ist auf das bundesweite Wachstum
und nicht auf das Berliner Wachstum zuriickzufiihren. Durch den Finanzaus-
gleich profitiert Berlin vom Wachstum der anderen Linder und zwar auch,
wenn es selbst nicht wichst. Wichst beispielsweise die Wirtschaft in allen
Léndern auBler Berlin um 1% und in Berlin gar nicht, kommt es in Berlin im-
mer noch zu jéhrlichen Mehreinnahmen von 91,6 Mio. € (Szenario II). Diese
liegen relativ wenig unter denen inklusive Berliner Wachstum (112,1 Mio. €).
Unterdurchschnittliches Wachstum wird also zu einem groBen Teil durch den
Finanzausgleich ausgeglichen. Dies Ergebnis iiberrascht wenig, dient der
Finanzausgleich ja gerade der Umverteilung zwischen finanzstarken und
finanzschwachen Lindern zum Ausgleich fehlender Finanzkraft.

Schmollers Jahrbuch 127 (2007) 2



Jenseits von Ausgabenkiirzungen 269

Noch deutlicher wird die Abhingigkeit der Berliner Einnahmen vom Bun-
destrend, wenn — wie in Szenario III — ein stirkeres bundesweites Wachstum
von 3% unterstellt wird. Auch ohne dass es in Berlin iiberhaupt Wachstum
gibt, stiegen die Berliner Einnahmen durch die hoheren Zuweisungen aus der
Umsatzsteuerverteilung und dem Finanzausgleich um 274,7 Mio. €.

Die Neuregelung des Finanzausgleichs schafft mit dem Primienmodell
einen Anreiz fiir die Linder, sich um stérkeres regionales Wachstum zu be-
miihen, da sie 12% der iiberdurchschnittlichen Landesmehreinnahmen be-
halten. Was bedeutet das fiir ein armes Land wie Berlin? In Szenario IV wird
unterstellt, dass alle Bundesldnder auBler Berlin erneut ein Wirtschaftswachs-
tum von 1% verzeichnen, wihrend Berlin mit 5% iiberproportional wéchst.
Das Primienmodell fiihrt dazu, dass 3,5 Mio. € der Landeseinnahmen nicht
finanzkraftstirkend wirken, d. h. nicht im Linderfinanzausgleich beriicksich-
tigt werden und gleich bei Berlin verbleiben. Insgesamt erhélt Berlin in die-
sem Szenario zusitzliche Einnahmen von 197,3 Mio. €.

Die vergleichsweise geringen Zuwichse bei ,,Steuern inkl. Umsatzsteuer-
ergidnzunganteile” beruhen darauf, dass die Umsatzsteuerergéinzungszuwei-
sungen um 110 Mio. € niedriger als im Ausgangsszenario sind. Dies resultiert
daraus, dass Berlin bei diesem tiberdurchschnittlichen Wachstum zwar immer
noch, aber eben weniger unter dem Bundesdurchschnitt liegt als vorher und
entsprechend weniger finanzielle Aufstockung erhilt.”

Tabelle 3

Szenario IV: Uberproportionales Wirtschaftswachstum in Berlin
bei konstanter Bevolkerung

in Mio. € Ausggg;s,:;gialrcig izrllnlr\lllio. €
Steuereinnahmen inkl.
Umsatzsteuererginzungsanteile 8.340,0 + 186,6
LFA und Fehlbetrags-BEZ 3.068,0 +10,7
Teilungsbedingte BEZ 2.003,4 +/-0
BEZ fiir Kosten der pol. Fiihrung 435 +/-0
Summe 13.454,8 +197,3

Quelle: Eigene Berechnungen, alles in Mio. €.

Knapp 200 Mio. € Mehreinnahmen sind zwar beachtenswert, doch sind da-
bei zwei Gesichtspunkte zu bedenken: Erstens liegt die Differenz zwischen

9 Fiir eine langfristige Simulation verschiedener Wachstumsszenarien vgl. Helmut
Seitz (2006), S. 32 ff.
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Szenario I, bei dem in allen Lindern 1% Wachstum unterstellt wurde, und
Szenario IV, bei dem iiberall 1% und nur in Berlin ein iiberdurchschnittliches
Wachstum von 5% angenommen wurde, nur bei 85 Mio. €. Das heifit, der
groflere Teil der Mehreinnahmen von rund 200 Mio. € beruht nicht auf dem
tiberdurchschnittlichen Berliner Wachstum, sondern auf dem allgemeinen
Wachstum von 1 %. Zweitens wurde das in Szenario IV angenommene Wachs-
tum von 5 % letztmalig Anfang der neunziger Jahre infolge der Wiedervereini-
gung erreicht. Es scheint jedoch nicht ausgeschlossen, dass ein armes Bundes-
land ein Wirtschaftswachstum in dieser Groenordnung erreicht. Das Haus-
haltsnotlagenland Saarland wies 2005 ein Wachstum von 3,3 und 2004 eins
von 4,7 % auf.!°

Tabelle 4

Uberblick iiber Szenarien I bis IV: Potentielle Einnahmesteigerungen
aus Steuern und Finanzausgleich durch Wachstum

. Zusitzliche jihrliche

Szenarien Einnahmen in Mio. €
Szenario I: bundeseinheitliches Wirtschaftswachstum von 1% +112,1
Szenario II: wie I, aber Berlin wiichst um 0% + 91,6

Szenario III: bundeseinheitliches Wirtschaftswachstum von
3%, nur Berlin wichst um 0% + 274,71

Szenario IV: bundeseinheitliches Wirtschaftswachstum von 1%
und iiberproportionales Wirtschaftswachstum Berlins von 5% +197,3

Es bleibt festzuhalten, dass sich iiberdurchschnittliches Wachstum fiir Berlin
bereits unter reinen Einnahmegesichtspunkten lohnt, obwohl ein erheblicher
Teil der Berliner Zuweisungen aus dem Finanzausgleich auf dem gesamtdeut-
schen Wachstum, auf das Berlin de facto keinen Einfluss hat, beruhen.

3.2. ...hohere Steuersiitze

Linder und Gemeinden kénnen in Deutschland nur sehr begrenzt Steuern er-
heben. Es gibt keine Steuer, bei der die Lénder Gesetzgebungs- und Ertrags-
kompetenz haben.!! Bei wenigen Steuern haben die Linder die Gesetzgebungs-

10 Vgl. Arbeitskreis ,,Volkswirtschaftliche Gesamtrechnung der Ldnder* (Stand 19. 04.
2006).

1 Seit 2007 teilt sich die Gesetzgebungskompetenz der Grunderwerbsteuer zwischen
Bund und Léndern. Wihrend der Bund weiterhin die Bemessungsgrundlage festlegt,
konnen die Liander den Steuersatz bestimmen. Als erstes Land hat Berlin von dieser
Moglichkeit Gebrauch gemacht und den Satz von 3,5 auf 4,5% erhoht. Die Ertrags-
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kompetenz, dann stehen Kreisen oder Gemeinden die Steuerertrige zu. Da Ber-
lin nicht nur Bundesland, sondern gleichzeitig Einheitsgemeinde ist, kommen
die Einnahmen derartiger Steuern (Gemeindesteuern) dem Landeshaushalt
zugute. Die Einnahmen aus Gemeindesteuern werden nicht in den Finanz-
ausgleich einbezogen und verbleiben folglich vollstindig beim Land Berlin.

Das Land Berlin erhebt folgende Gemeindesteuern: Hundesteuer, Vergnii-
gungssteuer auf Spielautomaten und Zweitwohnungssteuer. Die Hundesteuer
wird auf das Halten von Hunden zu privaten Zwecken erhoben. Die abzufiih-
rende Steuer betrégt in Berlin fiir den ersten Hund 120 €, fiir jeden weiteren
Hund 180 € pro Jahr.'? Die Einnamen aus der Hundesteuer beliefen sich im
Jahr 2004 auf 10,2 Mio. € (Senatsverwaltung fiir Finanzen, 2005). Das relativ
geringe Aufkommensvolumen der Hundesteuer verdeutlicht, dass mit dieser
Steuer primir ordnungspolitische Ziele verfolgt werden. Eine Erh6hung der
Hundesteuer um 50 %, das hieBe 15 € fiir den ersten und 22,50 € fiir jeden
weiteren Hund im Monat, steigerte das jahrliche Aufkommen um rund 5 Mio. €
— sofern die Zahl der steuerpflichtigen Hunde konstant bleibt. Das Hunde-
steueraufkommen ist in den letzten Jahren bereits bei den bisherigen Sitzen
zuriickgegangen. Deshalb lédsst eine iiber mehr als 50% hinausgehende Er-
hohung keine Einnahmezuwichse erwarten, da die Zahl der angemeldeten
Hunde voraussichtlich séinke. Moglicherweise fiihrte bereits eine Erhohung
um 50 % zu riickldufigen Einnahmen.

Bestimmte Vergniigungen konnen mit einer Vergniigungssteuer besteuert
werden. Das Land Berlin erhebt eine Vergniigungssteuer auf Spielautomaten.
Ihre Hohe variiert nach Gerdten mit und ohne Gewinnmdéglichkeiten, nach
Standort der Gerite sowie nach der Art des Spieles. Die Einnahmen aus der
Vergniigungssteuer auf Spielautomaten betrugen im Jahr 2004 rund 11 Mio. €.
Die Vergniigungssteuer pro Kopf liegt in Berlin bei 3,20 € jahrlich und damit
leicht iiber dem Bundesdurchschnitt. Allerdings schwanken die Pro-Kopf-
Einnahmen zwischen den Léndern erheblich. Wihrend in Bayern keine Ver-
gniigungssteuer erhoben wird, erzielen Hamburg und Bremen pro Kopf fast
doppelt so hohe Einnahmen wie Berlin (5,80 € und 6,00 €) (Statistisches Bun-
desamt, 2005c). Orientiert man sich an diesen Pro-Kopf-Einnahmen, miisste
in Berlin ein neues Steuerobjekt — neben den Spielautomaten — gewihlt wer-
den, auf das die Vergniigungssteuer zusitzlich erhoben wird. Da sich Berlin
sowohl als Kulturhauptstadt als auch als Touristenmetropole versteht und bei-
de Bereiche potentiell besteuerbare Vergniigen bieten, diirfte es moglich sein,
ein zusitzliches geeignetes Steuerobjekt zu finden. Bei einer gesamten ver-
gniigungssteuerlichen Belastung auf Hamburger Pro-Kopf-Niveau lassen sich
zusitzliche Einnahmen von jéhrlich 9,3 Mio. € erzielen.

kompetenz dieser Steuer lag bereits zuvor bei den Lindern. Die resultierenden Mehr-
einnahmen werden nicht in den Lénderfinanzausgleich einbezogen.

12 Vgl. § 4 Hundesteuergesetz vom 10. Oktober 2001.
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Die Zweitwohnungssteuer kniipft an das Innehaben einer Zweitwohnung in
der besteuernden Gemeinde an. Ihre Bemessungsgrundlage ist der jahrliche
Mietaufwand (Nettokaltmiete), bei Eigentiimern die sonst iibliche Miete. Der
Steuersatz betrigt in Berlin 5%.'> Die Steuereinnahmen beliefen sich im Jahr
2004 auf rund 3,1 Mio. €. Da bundesweit nur wenige Gemeinden eine Zweit-
wohnungssteuer erheben, bietet sich ein Léndervergleich der Pro-Kopf-Ein-
nahmen nicht an. Bemerkenswert ist allerdings auch hier (wie bei der Vergnii-
gungssteuer), dass Hamburg bei ungeféhr halb hoher Einwohnerzahl ein fast
ebenso groBes Zweitwohnungssteueraufkommen wie Berlin erzielt. Ein we-
sentlicher Grund dafiir diirfte allerdings nicht in der Gestaltung der Steuer,
sondern in dem hoheren Mietzinsniveau liegen. Da das Steueraufkommen ins-
gesamt eher gering ausfillt und infolge des Bundesverfassungsgerichturteils,
das die Zweitwohnungssteuer fiir aus beruflichen Griinden rdumlich getrennt
lebende Verheiratete untersagt, sowie aufgrund der Tatsache, dass Studierende
diese Steuer nicht zahlen miissen, kiinftig sinken wird, brichte eine Erh6hung
nicht nennenswert mehr Einnahmen.

3.3. ... hohere Hebesiitze

Bei den Realsteuern, Grund- und Gewerbesteuer, verfiigen die Gemeinden
iiber ein Heberecht. Das heiflt, die Bemessungsgrundlage und die SteuerhShe
sind bundesgesetzlich geregelt, die Gemeinden konnen jedoch Hebesitze fest-
legen, mit denen die Steuerschulden verindert werden. Zu beachten ist in
diesem Zusammenhang, dass bei der Ermittlung der Steuereinnahmen der
Gemeinden im Finanzausgleich die Grund- und Gewerbesteuer nicht direkt
einflieBen, sondern deren Steuerkraftzahlen. Bemerkenswert ist, dass bei der
Ermittlung dieser Steuerkraftzahlen die Hohe des Hebesatzes keine Rolle
spielt. In der Konsequenz bedeutet dies, dass Mehreinnahmen, die allein auf-
grund einer Hebesatzinderung erfolgen, keinerlei Auswirkungen auf die
Steuerkraft haben, somit im Finanzausgleich unberiicksichtigt bleiben und
vollstindig bei der jeweiligen Gemeinde verbleiben.

Der im Inland liegende Grundbesitz wird mit der Grundsteuer besteuert.
Dabei wird zuerst bundesweit ein einheitlicher Steuermessbetrag fiir das
Grundstiick ermittelt, auf den die zustindige Gemeinde einen Hebesatz an-
wendet und die Grundsteuer festsetzt. Grundstiicke von Betrieben der Land-
und Forstwirtschaft werden mit Grundsteuer A besteuert, andere mit Grund-
steuer B. In Berlin betridgt der Hebesatz fiir die Grundsteuer A in den Jahren
2004/2005 150%; der der Grundsteuer B 660%.'* Obwohl Berlin mit der
Grundsteuer A unter dem Bundesdurchschnitt liegt, wird diese Steuer im Fol-
genden nicht ndher betrachtet, da Betriebe der Land- und Frostwirtschaft in

13 Vgl. § 5 und § 6 BInZwStG.
14 Vgl. § 2 Abs. 1 HG 04/05.
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Berlin aus steuerlicher Sicht zu vernachlissigen sind.’> Bei der Grundsteuer B
nimmt Berlin hingegen bereits jetzt einen Spitzenplatz ein. Der gewogene
Bundesdurchschnitt aller Gemeinden betrug im Jahr 2004 lediglich 385 %, der
aller Stidte iiber 500.000 Einwohner 518 % (Statistisches Bundesamt, 2005d).
Auch in Hamburg und Bremen lagen die Sitze mit 520 und 580 % unter dem
Berliner Niveau. Auf den ersten Blick scheint bei der Grundsteuer damit das
obere Ende der Fahnenstange erreicht zu sein. Allerdings befinden sich die
Grundstiicks- und Mietpreise in Berlin bereits seit Jahren auf einem sehr nied-
rigen Niveau. Es wire daher nicht zu befiirchten, dass eine Steigerung des
Grundsteuerhebesatzes die Mietpreise in politisch unerwiinschte Hohen triebe.
Zudem fordert die Steuertheorie, immobile stidrker als mobile Faktoren zu
besteuern, da erstere der Steuer schwerer ausweichen konnen und es damit zu
weniger Verzerrungen in der Volkswirtschaft kommt. Deshalb wird eine An-
hebung des Grundsteuer-B-Hebesatzes beriicksichtigt. Eine Anhebung um bei-
spielsweise 6 % auf 700 hitte im Jahr 2004 zu Mehreinnahmen von 35,6 Mio. €
gefﬁhl‘t.l6 Wie oben bereits erwihnt, ist auffallend, dass die Mehreinnahmen
Berlins, die infolge einer Hebesatzerh6hung erlangt werden, nicht zu einer
spezifischen Erh6hung der Berliner Finanzkraft im Linderfinanzausgleich
fiihren. Vielmehr erhohen sie die Finanzkraft aller Bundeslidnder im Verhéltnis
ihrer ,,wahren Steuerkraft.!” Daraus folgt nicht nur, dass die gesamten da-
durch erzielten Mehreinnahmen beim Land verbleiben, sondern dass es unter
bestimmten Konstellationen mdéglich ist — wie im Fall Berlins — zusitzlich
Geld aus dem Finanzausgleich zu erhalten.'® Finanzpolitisch ist die Maglich-
keit der Hebesatzinderung damit duBerst wichtig.'®

Die Gewerbesteuer wird auf die Ertrige eines Gewerbebetriebs erhoben.
Dabei wird wie bei der Grundsteuer zuerst bundeseinheitlich ein Steuermess-
betrag ermittelt, auf den die Gemeinde mit einem individuellen Hebesatz die
Gewerbesteuer erhebt. Der Gewerbesteuerhebesatz betrigt in Berlin in den
Jahren 2004 und 2005 410% des Steuermessbetrages.?° Er liegt damit deutlich
iiber dem gewogenen Bundesdurchschnitt von 387 %,! aber unter dem Ham-
burgs (470 %) und Bremens (420 %). Noch niedriger wirkt der Berliner Hebe-
satz im gesamtdeutschen Vergleich: Die meisten GroBstddte mit mehr als
200.000 Einwohnern und alle anderen GrofBstiddte iiber 500.000 Einwohner

15 Im Jahr 2004 erzielte Berlin 82.000 € Einnahmen mit der Grundsteuer A.

16 Berechnet nach dem Realsteuervergleich 2004 des Statistischen Bundesamtes und
der ab 2005 geltenden Neuregelung des Finanzausgleichs.

17 Genauer: Im Verhiltnis ihrer Grundbetrége, d. h. ihrer um die jeweiligen Hebe-
sitze bereinigten Steuereinnahmen.

18 Von den 35,6 Mio. € kommen rund 360.000 aus dem Finanzausgleich.

19 Das hat inzwischen auch der Berliner Senat erkannt. Seit dem 1. Januar 2007 be-
trdgt der Grundsteuer-B-Hebesatz 810%.

20 Vgl. § 2 Abs. 2 HG 04/05.
21 In 2003.
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haben einen hoheren Hebesatz als Berlin (max. 490 %). Ebenso zeigt ein Ver-
gleich mit den neuen Bundeslédndern, dass Berlins Hebesatz bestenfalls im un-
teren Mittelfeld liegt: Alle kreisfreien Stddte Sachsens und Sachsen-Anhalts
haben hohere Hebesitze, ebenso Potsdam und Rostock. Lediglich in Thiirin-
gens Stédten liegen die Sitze etwas unter dem Berliner Niveau.

Bis auf Potsdam weisen die Gemeinden des Berliner Umlands niedrigere
Gewerbesteuerhebesitze als die Stadt Berlin auf. Dies ist jedoch bei Hamburg
und Bremen ebenso der Fall. Bemerkenswert ist, dass etwas die Hilfte der
Berliner Umlandgemeinden ihren Hebesatz innerhalb der letzten fiinf Jahre er-
hoht hat. Die meisten Sétze liegen nunmehr zwischen 300 und 350 % und da-
mit zwar unter dem Berliner Satz, jedoch in einem dhnlichen Rahmen wie die
der Hamburger und Bremer Umlandsgemeinden. Mit anderen Worten: Der
Abstand der Gewerbesteuerhebesitze zwischen Stadt und Land ist in Berlin
geringer als in Bremen und insbesondere als in Hamburg (Abgeordnetenhaus
Berlin, 2004). Das hiufig gegen die Erhohung der Gewerbesteuer vorge-
brachte Argument einer Verlagerung von Investitionstitigkeit ins Umland er-
scheint vor diesem Hintergrund kraftlos. Deshalb scheint eine Erh6hung der
Gewerbesteuer in Berlin vertretbar. Das Aufkommen der Gewerbesteuer be-
trug 2004 779 Mio. €. Hitte das Land Berlin im Jahr 2004 statt des Berliner
Hebesatzes von 410 % den Hamburger Hebesatz von 470 % angewandt, wiren
allein dadurch, also ohne Wirtschaftswachstum, zusétzliche Einnahmen von
1173 Mio. € erzielt worden.?? Ebenso wie bei der Grundsteuer verbleiben die
infolge der Hebesatzéinderung erzielten Mehreinnahmen vollstéindig in Berlin.
Hinzu kommen zusitzliche Zuweisungen aus dem Finanzausgleich.”?

3.4. ... neue Abgaben

Das Grundgesetz ermdglichte es dem Land Berlin, einige bisher nicht vor-
handene Steuern zu erheben, deren Ertrag dem Land zugute kédme. Dazu zéh-
len die Jagd- und Fischereisteuer, die Getridnkesteuer sowie die Schankerlaub-
nissteuer. Die Einfiihrung einer Jagd- und Fischereisteuer ist in einer Metro-
polenregion wie Berlin nicht sinnvoll, da das Steuerobjekt nicht bzw. so gut
wie nicht vorhanden ist. Die Getrdnkesteuer erhebt nur das Land Hessen, das
Aufkommen der hessischen Getrinkesteuer betrug im Jahr 2004 1 Mio. €. Die
Schankerlaubnissteuer wird von Hessen und Rheinland-Pfalz erhoben. In letz-
terem betrug das Steueraufkommen in 2004 unter einer halben Mio. €, Hessen
erzielte mit der Schankerlaubnissteuer rund 1 Mio. € Steuereinnahmen (Sta-
tistisches Bundesamt, 2005¢c). In Anbetracht der Tatsache, dass Hessen knapp
doppelt so viele Einwohner hat wie Berlin, diirfte eine Einfiihrung von Getrén-

22 Berechnet nach dem Realsteuervergleich 2003 und 2004 des Statistischen Bundes-
amtes und dem eigenen Simulationsmodell des ab 2005 geltenden Finanzausgleichs.

23 Von den 117,3 Mio.€. kommen 8,2 Mio. € aus dem Finanzausgleich.
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ke- oder Schankerlaubnissteuer in Berlin nicht zu Einnahmen von deutlich
tiber einer Mio. € jéhrlich fiihren. Davon miissten dann noch die bisher nicht
beriicksichtigten Erhebungskosten der Steuern abgezogen werden, um einen
Nettobeitrag zur Haushaltsentlastung zu ermitteln. Vor diesem Hintergrund er-
scheint die Einfiihrung einer Getridnke- oder Schankerlaubnissteuer in Berlin
nicht sinnvoll.

Weiterhin besteht fiir das Land Berlin die Mdoglichkeit, eine ortliche Frem-
denverkehrsabgabe, Tourismusabgabe, zu erheben. Der Tourismus ist einer
der stirksten wirtschaftlichen Wachstumszweige Berlins. Allein im Jahr 2004
stieg die Zahl der Ubernachtungen in der Hauptstadt um gut 16% auf 13,3
Mio. Dabei stieg der Anteil der ausldndischen Géste iiberproportional, nim-
lich um rund 25% (Statistisches Bundesamt, 2005b). Bei Einfiihrung einer
Tourismusabgabe pro Ubernachtung in Hohe von beispielsweise 2,50 € lieBen
sich zusitzliche Einnahmen vom 33 Mio. € jihrlich erzielen. Der weitaus
grofite Teil der Berliner Touristen (fast 85 %) hat in Hotels iibernachtet und
damit die relativ teuerste Ubernachtungsmoglichkeit gewihlt, obwohl preis-
wertere Unterkiinfte wie Gasthofe, Pensionen oder Campingplitze iiber niedri-
gere Auslastungsquoten verfiigten. Wenn die Touristen Berlins iiber ausrei-
chende Kaufkraft verfiigen, um relativ gesehen teure Ubernachtungsmoglich-
keiten zu wihlen, erscheint es wenig plausibel, dass sie sich von zusitzlichen
tiglichen Kosten i. H. v. 2,50 € von ihrem Berlinbesuch abhalten lassen wiirden
oder dass sie entsprechend weniger in der Stadt konsumieren. Zudem stieg der
Anteil der auslidndischen Giste iiberproportional. Aufgrund deren i. d. R. kost-
spieligeren Anreise ist davon auszugehen, dass diese Touristen im Normalfall
tiberdurchschnittlich viel Kaufkraft besitzen. Deshalb scheint die Einfiihrung
einer Tourismusabgabe eine Moglichkeit zu sein, die Einnahmen Berlins dau-
erhaft um einen (wachsenden) zweistelligen Millionenbetrag zu steigern.

3.5. ... verstirkte Privatisierung

In den vergangenen zehn Jahren hat das Land Berlin bereits eine Reihe von
Privatisierungen durchgefiihrt. So wurden beispielsweise zahlreiche Grund-
stiicke, ein Teil der Berliner Wasserbetriebe, der Berliner Energieerzeuger
(Bewag) sowie einige Wohnungsbaugesellschaften verduBert. Dennoch befin-
den sich noch etliche Unternehmen und eine Vielzahl von Grundstiicken im
Besitz des Landes. Der Beteiligungsbericht 2005 des Landes Berlins weist fiir
das Jahr 2004 62 Beteiligungen an Unternehmen und Anstalten des offent-
lichen Rechts aus. Zu den wichtigsten zidhlen die Bankgesellschaft Berlin
(BGB), die Berliner Stadtreinigungsbetriebe (BSR), die Berliner Verkehrsbe-
triebe (BVG), die Berlinwasser Holding, die Berliner Hafen- und Lagerhaus-
gesellschaft (BeHalLa), die Berliner Béderbetriebe, der Krankenhauskonzern
Vivantes, die Messe Berlin, der Flughafen Berlin-Schonefeld sowie sechs
Wohnungsbaugesellschaften. Durch eine vermehrte Privatisierung konnen die
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Landeseinnahmen temporar erhoht werden, was — sofern diese Einnahmen zur
Schuldentilgung verwendet werden — dauerhaft niedrigere Zinszahlungen zur
Folge hitte. Gegenzurechnen wiéren ggf. wegfallende Einnahmen, die aus Ge-
winnausschiittungen derzeitiger Beteiligungen resultieren. Im Landeshaushalt
sind ab 2005 jdhrlich 160 Mio. € fiir Vermogensaktivierung vorgesehen. Die
Einnahmen aus Wirtschaftsunternehmen sind fiir das Jahr 2005 mit 433 Mio. €
veranschlagt, denen Ausgaben von 1.020 Mio. € gegeniiber stehen. Mit ande-
ren Worten: Die Beteiligungen des Landes Berlin verursachen 588 Mio. €
mehr Ausgaben als Einnahmen.

Den Wert der Wohnungsbaugesellschaften serids zu schétzen, ist ohne fun-
dierte architektonische und bauliche Gutachten nicht moglich. Deshalb wird
bei der Wertbestimmung auf eine aktuelle AuBerung des Finanzsenators des
Landes Berlin, Dr. Thilo Sarrazin, zuriickgegriffen (Lessen, 2006, 10). Der
Senator schitzt, dass die landeseigenen Wohnungsbaugesellschaften derzeit
einen Marktwert von gut 13 Mrd. € haben, denen knapp 8 Mrd. Schulden der
Gesellschaften gegeniiber stehen. Der Nettoverkaufserlos der Gesellschaften
beliefe sich demnach auf rund 5 Mrd. €. Bei einem momentanen Zinssatz des
Landes von 4,2%>* ergeben sich dadurch fiir Berlin neben den einmaligen
Mehreinnahmen von 5 Mrd. € dauerhaft weniger Zinszahlungen in Héhe von
rund 210 Mio. € jahrlich.

Die Ermittlung eines potentiellen Verkaufserlses fiir die anderen Landes-
beteiligungen ist kaum moglich. Deshalb sei hier von der sehr konservativen
Annahme ausgegangen, dass sich mit dem vollstéindigen oder teilweisen Ver-
kauf nur von Vivantes, der Berliner Stadtreinigungsbetriebe und der Anteile
an der Bankgesellschaft mindestens zwei weitere Mrd. € Einnahmen erzielen
lassen diirften. Dies fiihrte neben den einmaligen Mehreinnahmen von 2 Mrd. €
zu dauerhaft weniger jdhrlichen Zinszahlungen von 84 Mio. €.

4. Wachstumsinduzierte Ausgabensenkungen

Der vorangegangene Abschnitt hat unter anderem die Mdéglichkeiten Berlins
dargelegt, mit Hilfe von Wirtschaftswachstum seine Einnahmen zu steigern.
Das ist jedoch nur die eine Seite der Medaille. Wachstum steigert Arbeits- und
Kapitaleinkommen. Mit zunehmendem Wohlstand werden weniger staatliche
Transferleistungen notig, bestimmte staatlich bereitgestellte Giiter und Leis-
tungen miissen gar nicht mehr oder weniger bezuschusst werden. Ferner &n-
dert sich das Konsumverhalten der Biirgerinnen und Biirger mit steigendem
Einkommen. Eine Quantifizierung dieser Effekte ist nicht einfach. Lassen sich
die Zusammenhédnge zwischen Wirtschaftswachstum, Beschiftigungs- und
Lohnentwicklung noch relativ prézise empirisch ermitteln, so kénnen Verhal-

24 Das entspricht dem vom Land Berlin in 2004 durchschnittlich gezahltem Zinssatz.
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tensidnderungen, beispielsweise im Bereich der Kriminalitit, nur schwer be-
ziffert werden.

In qualitativer Hinsicht, d. h. im Hinblick auf die grundlegenden Aspekte
wachstumsindizierter Ausgabesenkungen, liefern die folgenden Ausfiihrungen
deshalb ein aussagekriftiges Bild. Die genaue Stirke dieser Effekte, also die
quantitative Abschitzung, ist jedoch mit einer gewissen Unschirfe behaftet.
Im Folgenden wird — wie bei den Einnahmen — von einem Wirtschaftswachs-
tum von 5 % ausgegangen.

4.1. Riickgang von Arbeitsmarkt- und Sozialausgaben
4.1.1. Unmittelbare Ausgabensenkungen: Weniger Wohngeldzahlungen

Das so genannte ,,Allgemeine* Wohngeld fiir Bediirftige mit niedrigem Ein-
kommen besteht auch nach der im Jahre 2005 erfolgten Zusammenlegung von
Arbeitslosen- und Sozialhilfe fort. Allerdings hat sich die Zahl der Wohngeld-
berechtigten — und damit die Wohngeldausgaben — dadurch deutlich verrin-
gert. Im Jahr 2005 wurden im Land Berlin noch 68,2 Mio. € Wohngeld gezahlt
(Statistisches Landesamt Berlin, 2006).

Das volkswirtschaftliche Gesamteinkommen verteilt sich auf Arbeits- und
Kapitaleinkommen. Zahlreiche empirische Untersuchungen haben zu der ma-
krookonomischen Standardannahme gefiihrt, dass sich dieser Zusammenhang
zutreffend in einer Cobb-Douglas-Produktionsfunktion wiedergeben lésst, bei
der der Kapitalanteil 0,3 und der Arbeitsanteil 0,7 betrigt (Mankiw, 1993,
68—-74). Bei einem Wirtschaftswachstum von 5% steigen demnach die Ar-
beitseinkommen um 3,5% (0,7 x 5 %). In der Regel verteilt sich eine Einkom-
menssteigerung jedoch nicht gleichméBig auf alle Bevolkerungsschichten.
Deshalb wurde bei der folgenden Schitzung die Entwicklung der Lohne der
Arbeiter, die aufgrund ihrer im Schnitt niedrigeren Lohne eher Wohngeld
beziehen, infolge von Wirtschaftswachstum betrachtet.

In der Bundesrepublik Deutschland®® hat zwischen 1960 und 2005 1%
Wirtschaftswachstum zu einer Erhohung der Arbeiterbruttolshne von 0,73 %
gefiihrt (siche Regressionsanalyse und Ausfithrungen im Anhangl1).?® Bei
einem Berliner Wirtschaftswachstum von 5% stiegen also die Einkommen der
Berliner Arbeiter um 3,65 %.

Bei Lohnwachstum nehmen die Wohngeldzahlungen iiberproportional ab,
da das Wohngeld mit steigendem Einkommen iiberproportional sinkt. Auf-

25 Friiheres Bundesgebiet.

26 In Deutschland liegt der Anteil der Arbeitseinkommen iiber 0,7; und zwar nicht
nur bei den Arbeiterlshnen, sondern auch bei den Angestelltenlohnen. Dort liegt der
Koeffizient bei 0,82 (Siehe Anhang 1).
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grund der hiufigen Anderungen der Wohngeldgesetzgebung und damit des
Berechtigtenkreises ist eine Schitzung basierend auf dem in der Vergangenheit
herrschenden Zusammenhang zwischen Lohnsteigerung und Wohngeldent-
wicklung nicht moglich. Deshalb wird der infolge des Lohnwachstums zu
erwartende Wohngeldriickgang exemplarisch anhand der Einkommens-Miet-
Kombinationen berechnet, die 2005 zu durchschnittlichen Wohngeldausgaben
gefiihrt haben. Im Jahr 2005 betrug das durchschnittliche monatliche Wohn-
geld im Land Berlin 90 €. Die durchschnittliche Personenanzahl in wohngeld-
berechtigten Haushalten betrug bundesweit 2,3 (Statistisches Bundesamt,
2006), sodass es vertretbar scheint, fiir das Land Berlin, indem {iberdurch-
schnittlich viel Singles leben, fiir die Berechnung die Wohngeldtabelle fiir
einen Zwei-Personen-Haushalt zu verwenden.

Dort finden sich 35 Einkommens-MiethShen-Kombinationen, die einen
Wohngeldanspruch im Bereich um 90 € monatlich begriinden. So berechtigen
beispielsweise ein Gesamteinkommen von 190 € und eine Miete von 120 € zu
einem Wohngeldanspruch von 90€ wihrend ein Gesamteinkommen von 960€
und eine Miete von 460 € zu 92 € berechtigen. Bei einer Lohnerhéhung von
3,65 % sinkt im ersten Fall der Wohngeldanspruch nur um 1 € (oder 1,1 %), im
zweiten hingegen um 18 € (oder 19,6 %). Im Durchschnitt iiber alle Einkom-
mens-Miet-Kombinationen eines Zwei-Personen-Haushalts, die einen durch-
schnittlichen Wohngeldanspruch haben, sinkt das zu zahlende Wohngeld bei
einer 3,65 %-Lohnsteigerung um 11,2 %. Berlin hat im Jahr 2005 68,2 Mio. €
Wohngeld gezahlt. Ein Riickgang um 11,2% entspriche 7,6 Mio. € jéhrlich,
von denen allerdings die Hilfte vom Bund getragen wird. Es ergibt sich somit
eine Einsparung von 3,8 Mio. € fiir das Land Berlin.

4.1.2. Mittelbare Ausgabensenkungen I:
Weniger Arbeitsmarktausgaben

Wirtschaftswachstum bedeutet, dass sich der Output einer Volkswirtschaft
im betrachteten Zeitraum erhoht hat. Dies ist zun4chst durch technischen Fort-
schritt, also die Erhohung der Produktivitdt der vorhandenen Arbeitskrifte,
moglich. Erst bei einem Wirtschaftswachstum iiber dieses Trendniveau hinaus
werden zusitzliche Arbeitskrifte benotigt. Das Wirtschaftswachstum, bis zu
dem keine Ausweitung des Arbeitsinputs erfolgt, wird Beschéftigungsschwel-
le genannt. Auch ein Uberschreiten der Beschiftigungsschwelle fiihrt nicht
unmittelbar zu einem Riickgang der Arbeitslosigkeit, da zuerst zumindest
Teile der ,stillen Reserve®“ fiir den Arbeitsmarkt mobilisiert werden. Das
Okun’sche Gesetz beschreibt diesen Zusammenhang zwischen Wirtschafts-
wachstum und Arbeitslosigkeit.”” Im Zeitablauf und im internationalen Ver-

27 Vgl. fiir eine ausfiihrlichere Darstellung Schirwitz (2005).
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gleich finden sich unterschiedliche Beschiftigungsschwellen. Eine aktuelle
Schétzung von Kosfeld und Dreger (2006) fiir Deutschland kommt zu dem
Ergebnis, dass bis zu einem Wachstum von 1,4 % die Beschiftigung nicht an-
steigt, und sogar erst ab einem Wirtschaftswachstum von 2,8 % die Arbeits-
losigkeit sinkt. Geht man davon aus, dass nach Uberschreiten dieser Schwelle
ein negativer linearer Zusammenhang zwischen Wirtschaftswachstum und Ar-
beitslosigkeit besteht, sinkt die Arbeitslosigkeit bei einem Wirtschaftswachs-
tum von 5 % um 2,2 Prozentpunkte.

Die unmittelbaren Ausgaben des Landes Berlin zur Arbeitsmarktférderung,
wie Lohnkostenzuschiisse, Arbeitsbeschaffungsmainahmen (ABM) und
Strukturanpassungsmafinahmen (SAM), sind auch ohne eine Reduzierung der
Arbeitslosigkeit in den vergangenen Jahren deutlich zuriickgegangen. Sie
sanken allein seit 2002 um rund 40 Mio. Euro von 77 auf 37 Mio. € jéhrlich
(Senatsverwaltung fiir Finanzen, 2004b).%® Entsprechend gering wiirde sich
eine weitere Reduzierung, die sich allein aufgrund des Riickgangs der Arbeits-
losigkeit ergébe, auswirken. Fiir die gesamte Arbeitsmarktforderung inklusive
Hilfen zur Berufsausbildung, Fortbildung und Umschulung wurden 2005
82 Mio. € netto veranschlagt.

Die Arbeitslosenquote Berlins lag im Jahr 2005 bei 19% (Amt fiir Statistik
Berlin-Brandenburg, Basisdaten-Arbeitsmarkt). Eine Reduzierung um 2,2 Pro-
zentpunkte auf 16,8 % entspriche einem Riickgang der Arbeitslosigkeit um
ca. 12%. Bei einer zum Riickgang der Arbeitslosigkeit dquivalenten Kiirzung
der Ausgaben fiir arbeitsmarktpolitische MaBinahmen ergébe sich aufgrund
des Wirtschaftswachstums ein jahrliches Einsparvolumen von 9,8 Mio. €.

4.1.3. Mittelbare Ausgabensenkungen II:
Weniger Unterkunftskosten fiir Arbeitslosengeld II-Empfiinger

Mit der Zusammenlegung der kommunal finanzierten Sozialhilfe und der
vom Bund getragenen Arbeitslosenhilfe zum Arbeitslosengeld II (,,Hartz IV-
Reform®) wurden Stidte und Gemeinden — und damit auch Berlin — von
Sozialhilfezahlungen entlastet. Dafiir iibernahmen sie die Kosten fiir Heizung
und Unterkunft der Langzeitarbeitslosen. Welche finanziellen Konsequenzen
diese Neuordnung im Einzelnen hat, wird hier nicht untersucht. Beriicksichtigt
wird hingegen, inwiefern ein wachstumsinduzierter Riickgang der Arbeits-
losigkeit zu einem entsprechenden Riickgang der Arbeitslosengeld II-Empfin-
ger fiihrt und damit Zahlungen Berlins fiir Unterkunft und Heizung senkt. Von
den im Monat September 2005 registrierten 312.051 Berliner Arbeitslosen be-
zogen rund 79.000 Arbeitslosengeld, der Rest Arbeitslosengeld II (233.051),

28 Betrachtet wurden die Titel 68332 (Lohnkostenzuschiisse), 68356 (ABM) und
68417 (SAM) des Kapitels 1340 von Einzelplan 13.
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d. h., ca. 75 % der registrierten Arbeitslosen sind Arbeitslosengeld II-Empfén-
ger.” Geht man von der optimistischen Annahme aus, dass jeder Arbeits-
losengeld II-Empfinger, der eine Arbeit aufnimmt, soviel verdient, dass die
Zuschiisse fiir die gesamte Bedarfsgemeinschaft wegfallen und dass sich die
Senkung der Arbeitslosigkeit gleichmiBig auf Arbeitslosengeld- und Arbeits-
losengeld II- Empfinger verteilt, ergeben sich folgende Konsequenzen: Die
Senkung der Arbeitslosenquote von 19 auf 16,8 % bedeutet, dass 36.132 Men-
schen eine Arbeit finden. Von denen haben 75 %, oder 27.099, bisher Arbeits-
losengeld II bezogen. Diese bendtigen nunmehr keine Unterkunfts- und Hei-
zungskosten mehr. Die durchschnittlichen Leistungen fiir Unterkunft und Hei-
zung beliefen sich im September 2005 in Berlin pro Bedarfsgemeinschaft, die
diese Leistung erhielt, auf 322 € (Bundesagentur fiir Arbeit, 2005b). Eine um
2,2 Prozentpunkte sinkende Arbeitslosigkeit fiihrte zu verminderten Leistun-
gen fiir Unterkunfts- und Heizungskosten von 8,7 Mio. €,%° von denen aller-
dings der Bund 29,1 % trigt (Sachverstindigenrat zur Begutachtung der ge-
samtwirtschaftlichen Entwicklung, 2005, Ziff.368). Das Land Berlin hitte so-
mit jahrliche Einsparungen i.H.v. 6,2 Mio. €.

4.1.4. Mittelbare Ausgabensenkungen III:
Transferriickgang durch gednderte Sozialstruktur

Inwieweit sich Wirtschaftswachstum auf die Sozialstruktur der Bevilkerung
auswirkt, ist nicht auf den ersten Blick erkennbar. Das Durchschnittseinkom-
men steigt auch dann, wenn die Reichsten reicher werden und das Einkommen
aller anderen unverindert bleibt. In diesem Fall ist nicht von einer Anderung
der Sozialstruktur der Stadt auszugehen, dann blieben die entsprechenden
Ausgaben (z. B. Sozial- und Jugendhilfe) unveréndert. Um zu ermitteln, in-
wieweit sich die Sozialstruktur bei einem héheren Durchschnittseinkommen
dndern wiirde, bietet sich ein Vergleich mit einer reicheren Stadt an. Hamburg
ist mit gut 1,7 Mio. Einwohnern die zweitgrofite Stadt Deutschlands. Thr Pro-
Kopf-Einkommen von 45.363 € ist mehr als doppelt so hoch wie das Berliner
von 22.988 €; und Hamburg ist ebenfalls ein eigenstindiges Bundesland, was
die Vergleichbarkeit der Ausgaben erheblich erhdht, fallen doch hier wie dort
kommunale und landesweite Ausgaben im Landeshaushalt zusammen.

29 Vgl. Bundesagentur fiir Arbeit (2005a). Wahrscheinlich liegt die Anzahl der Ar-
beitslosengeld II-Empfinger etwas niedriger, doch genaue Angaben iiber den Anteil der
Arbeitslosengeld II-Empfinger an den Arbeitslosen in 2005 liegen noch nicht vor. Es
wird vereinfachend angenommen, dass alle Arbeitslosen, die nicht Arbeitslosengeld er-
halten, Arbeitslosengeld II erhalten.

30 322 x 27.099= 8,7 Mio. €. Da sich die Menschen im Normalfall immer besser
stellen, Arbeitslosengeld II (und sei es auch nur ein geringer Betrag) statt Wohngeld zu
beantragen, ist der Fall, dass infolge des Wegfalls von Arbeitslosengeld II ein Wohn-
geldanspruch entsteht, nicht moglich.
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Tabelle 5
Berliner und Hamburger Sozialstruktur im Vergleich in 2003

Berlin Hamburg

absolut in % absolut in %
Bevolkerung 3.391.500 1.732.600
Erwerbstitige* 1.422.200 41,93** 818.400 47,24%*
Arbeitslose und -quote 306.462 18,10 86.388 9,90
Sozialhilfeempfanger*** 260.535 7,68 119.239 6,88%**
‘Wohngeldempfinger 257.344 7,59%* 99.000 5,71%*

pro Kopfin € pro Kopfin €

Bruttoinlandsprodukt 76.823.000.000 22.652 | 76.740.000.000 44292
Sozialhilfeausgaben 1.841.900.000 543 961.479.000 555
Jugendhilfe 1.400.504.294 413 541.303.189 312
davon Kindertagesstdtten 810.615.072 239 312.345.072 180
Jugendkhilfe ohne Kitas 589.889.222 174 228.958.117 132
Wohngeld 368.475.000 109 177.000.000 102

* Inldnderprinzip; ** in % der Bevilkerung *** laufende Hilfe zum Lebensunterhalt auBerhalb
von Einrichtungen

Quellen: Statistisches Bundesamt, http://www.statistik-berlin.de/framesets/bgrll.htm; Funktio-
neniibersichten der Landeshaushalte; Gemeinsames Angebot der Statistischen Amter des Bundes
und der Linder.

Die Unterschiede in der Sozialstruktur zwischen Hamburg und Berlin fallen
trotz des Einkommensgefilles relativ gering aus. Am frappierendsten sind die
weit differierenden Beteiligungen am Erwerbsleben und die deutlich hoheren
Jugendhilfeausgaben in Berlin. Bei den Sozialhilfe- und Wohngeldempfingern
findet man zwar in Berlin hohere Quoten bezogen auf die Einwohnerzahl, aber
nahezu identische Pro-Kopf-Ausgaben. In Hamburg ist sowohl die Erwerbs-
quote hoher als auch die Arbeitslosigkeit geringer. Nach Einfiihrung der Hartz
IV-Reform verbleiben in der Sozialhilfe nur noch nicht arbeitsfahige Personen.
Es ist eher unwahrscheinlich, dass sich dieser Personenkreis durch Wirt-
schaftswachstum verringern wird. Deshalb wird eine sichtbare Reduktion der
Sozialhilfeausgaben infolge von Wirtschaftswachstum hier nicht in Erwédgung
gezogen.

Anders als bei der Sozialhilfe liegen die Pro-Kopf-Ausgaben fiir Jugendhil-
fe in Berlin um ein Drittel {iber dem Hamburger Niveau (413 € zu 312 €). Auf
den ersten Blick konnte man annehmen, dass die Berliner Mehrausgaben auf
die weitaus groBere Betreuungsdichte, insbesondere von Kindern unter drei
Jahren, in Kindertagesstatten und dhnlichen Einrichtungen zuriickzufiihren ist.
Beriicksichtigt man jedoch diesen Aspekt, bleibt die Relation der Pro-Kopf-
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Ausgaben fiir die verbleibende Jugendhilfe quasi unverdndert: Immer noch
liegen die Berliner Pro-Kopf-Ausgaben um knapp ein Drittel iiber den Ham-
burgern — lediglich auf niedrigerem Niveau (174 € zu 132 €). Da infolge von
Wirtschaftswachstum die Arbeitslosigkeit sinkt, werden eher hohere Ausgaben
bei der Kinderbetreuung anfallen. Deshalb ist hier lediglich der Teil der
Jugendhilfe zu betrachten, der nach Abzug der Kinderbetreuungskosten iibrig
bleibt. Um wie viel diese Ausgaben infolge von Wirtschaftswachstum sinken,
ist schwer zu ermitteln. Die Tatsache, dass das reiche Bundesland Hamburg
um ein Drittel niedrigere Pro-Kopf-Jugendhilfeausgaben hat, spricht dafiir,
dass das Wohlstandsniveau einen deutlichen Einfluss auf diese Ausgaben hat.
Die Tatsache, dass Hamburg jedoch fast identische Pro-Kopf-Sozialhilfeaus-
gaben hat, relativiert diesen Aspekt. Der Hamburger Wohlstand scheint vor
allem auf den oberen Einkommensgruppen zu beruhen.

Ein wesentlicher Unterschied zwischen Hamburg und Berlin besteht jedoch
bei der Arbeitslosenquote; die Hamburger ist halb so hoch wie die Berliner.
Damit scheinen im Schnitt die Hamburger Eltern eher beruflich und damit
auch sozial eingebunden zu sein. Infolge eines wachstumsbedingten Lohnan-
stiegs im unteren Einkommensbereich (Arbeiter) um 3,65 %, aber wohl noch
mehr durch einem Riickgang der Arbeitslosigkeit um 12%, steigt nicht nur
das Wohlstandsniveau im unteren Einkommenssegment, sondern auch die ge-
sellschaftliche Einbindung. Die Hamburger Zahlen lassen vermuten, dass ins-
besondere letzteres niedrigere Jugendhilfeausgaben zur Folge hat. Unter der
Annahme, dass die Jugendhilfeausgaben (ohne Kita) am ehesten mit der Ar-
beitslosigkeit korreliert sind, konnte bei einer um 12% sinkenden Arbeits-
losigkeit von einem wachstumsbedingt moglichen Riickgang der Jugendhilfe-
ausgaben von 9 % ausgegangen werden.’! Dies ergibe Einsparungen von rund
53 Mio. €.%

4.2. Weniger Zuschiisse fiir 6ffentliche Leistungen

4.2.1. Reine dffentliche Giiter:
Rechtsstaat, Infrastruktur und Forschung

Es gibt eine Vielzahl von Giitern und Leistungen, die der Staat fiir seine
Biirger vollstindig oder teilweise finanziert. Bei der Bereitstellung reiner
offentlicher Giiter dndert sich durch Wirtschaftswachstum jedoch nichts. Man
konnte nun auf die Idee kommen, dass der Staat durch die reicheren Ein-
wohner mehr Steuern einnimmt und — da die Ausgaben bei den offentlichen
Giitern konstant bleiben — deshalb seine finanzielle Position verbessern kann.

31 Da die Hamburger Jugendhilfeausgaben nicht wie die Arbeitslosenquote bei 50%
des Berliner Niveaus liegen, sondern hoher, kann ein Riickgang der Arbeitslosigkeit
auch nur zu unterproportionalem Riickgang der Jugendhilfeausgaben fiihren.

32 9% von 589.889.222 €.
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Damit befinden wir uns mit unseren Uberlegungen allerdings genau an dem
Punkt, der in dieser Arbeit bereits unter 3.1. abgehandelt wurde. Deshalb
bleibt es dabei, dass Wirtschaftswachstum keinen direkten Einfluss auf die
finanziellen Aspekte der Bereitstellung offentlicher Giiter hat.

4.2.2. Mautgiiter: Sport- und Kultureinrichtungen

Zahlreiche offentliche Zuschiisse erhalten Einrichtungen, bei denen zwar
ein Ausschluss moglich ist, aber iiber weite Strecken keine zusétzlichen Kos-
ten entstehen, wenn eine weitere Person sie benutzt.>® Dazu zihlen Kulturein-
richtungen, 6ffentliche Biichereien, Schwimmbider und andere Sporteinrich-
tungen. In der Regel fallen fiir die Benutzung dieser Einrichtungen beim Biir-
ger Kosten an (Eintrittsgelder, Vereinsbeitrige, usw.), die jedoch nicht kosten-
deckend sind und staatliche Zuschiisse erforderlich machen. Da es infolge ei-
nes stidrkeren regionalen Wachstums auch zur Erhohung des regionalen
Einkommens kommt, kdnnten die Beitréige der Biirger fiir die Nutzung solcher
Einrichtungen erhoht und die staatlichen Zuschiisse gesenkt werden.

Um mit perfekter Preisdiskriminierung einen minimalen Zuschuss zu be-
stimmen, miisste bekannt sein, wie viel mehr die Biirger fiir die Inanspruch-
nahme dieser Leistungen bereit wiren zu zahlen. Erfahrungsgemifl wird je-
doch kein Biirger seine Grenzzahlungsbereitschaft offenbaren. Deshalb kann
der Staat nur versuchen, sie in einem iterativen Prozess zu erfahren. Abbil-
dung 4 vermittelt einen Eindruck iiber die quantitative haushaltspolitische Be-
deutung der wichtigsten Mautgiiter.

Die Ausgaben fiir sonstiges Bildungswesen belaufen sich auf 38 Mio. €, die
fiir Sportstitten auf 86 Mio. €, denen 12 bzw. 13 Mio. € Einnahmen gegen-
iiberstehen. Fiir Kultureinrichtungen werden 438 Mio. € ausgegeben. Diese
Summe beinhaltet sowohl Zuschiisse an landeseigene Kultureinrichtungen als
auch an Einrichtungen in eigener Rechtsform — beispielsweise die Opernstif-
tung — sowie Einrichtungen anderer Triger. Die Einnahmen hingegen setzen
sich teilweise aus Eintrittsgeldern, aber zum iiberwiegenden Teil aus Zuwei-
sungen von dritter Seite zusammen. Bei nicht unmittelbaren Landeskulturein-
richtungen flieBen die Eintrittsgelder nicht direkt dem Land Berlin zu, sondern
der jeweiligen zuschusserhaltenden Kultureinrichtungen. Bei diesen Einrich-
tungen wird bei ,,Ausgaben‘ deshalb nur der Nettozuschuss ausgewiesen.

33 Mautgiiter und 6ffentlich bereit gestellte private Giiter unterscheiden sich lediglich
im Hinblick auf die Rivalitdt im Konsum, also in Bezug auf die Frage, ob ein zusitz-
licher Nutzer zusitzliche Kosten verursacht. Bei Mautgiitern ist dies nicht der Fall, bei
offentlich bereitgestellten privaten Giitern sehr wohl. Da dieser Prozess in der Realitit
graduell stattfindet, ist die Unterscheidung zwischen diesen beiden Guterkategorlen
flieBend. Fiir unsere Uberlegungen spielt es jedoch keine Rolle, welcher Giiterart ein
bestimmter Bereich zugeordnet wird. Hier sind sonstige Bildungseinrichtungen, Kul-
tureinrichtungen und Sportstitten als Mautgiiter identifiziert worden.
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Quelle: Funktioneniibersicht des Landes Berlin und eigene Berechnungen.

Abbildung 4: Mautgiiter 2005

Anders als beim Bildungswesen und bei Sportstitten findet im Bereich der
Kultur in der Regel eine Umverteilung ,,von unten nach oben®, also von den
Armen zu den Wohlhabenderen statt. Auch ohne Wirtschaftswachstum in Ber-
lin scheinen hier niedrigere Zuschiisse infolge hoherer Eintrittspreise moglich,
insbesondere, da viele der Kultureinrichtungen von Touristen, also Menschen
aus Regionen mit i. d. R. h6herem Lebensstandard, besucht werden.

Doch unabhéngig von den vorhandenen Informationsproblemen ist es letzt-
lich bei allen hier aufgefiihrten Mautgiitern wohl ausschlieBlich eine Frage der
politischen Priorititensetzung, ob und ggf. inwiefern diese Ausgaben bei stei-
gendem Wohlstand reduziert werden.

4.2.3. Offentlich bereitgestelite private Giiter:
OPNYV, Kindergdrten, Schulen und Hochschulen

In der Bundesrepublik gibt es private Giiter, die der Staat aus paternalisti-
schen Griinden ganz oder in groBerem MaBe als es der Markt téte bereitstellt.
Dazu zihlt beispielsweise der dffentliche Personennahverkehr (OPNV). Steigt
der Wohlstand infolge von Wirtschaftswachstum koénnen die dafiir erforder-
lichen Subventionen gesenkt werden, ohne dass es zu einer Mobilitétsein-
schrinkung der Bevolkerung kommt. Bei den aus verteilungspolitischen Griin-
den vom Staat bereitgestellten privaten Giitern stellt sich ein anderer Effekt
ein. Steigender Wohlstand fiihrt zu riickldufiger Inanspruchnahme der vom
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Staat bereitgestellten Giiter, da die Menschen sich dieselben Giiter auch privat
kaufen konnen und sich oftmals davon eine hohere Qualitét erhoffen. Dadurch
erfolgt in der Regel eine Umverteilung von reich zu arm, die den Staat finan-
ziell entlastet (Besley/Coate, 1991). Als Beispiel sei hier die Wahl der Schule
angefiihrt. Durch ihre Steuerzahlungen tragen alle Eltern zur Finanzierung
offentlicher und privater Schulen bei. Besucht das Kind eine Privatschule,
zahlen die Eltern jedoch in gewissem Umfang doppelt, ndmlichen Steuern und
Schulgeld. Natiirlich erhalten auch Privatschulen in Berlin staatliche Zu-
schiisse, diese fallen jedoch geringer aus als fiir vergleichbare staatliche Schu-
len. Ein Teil der elterlichen Steuerzahlung flieSt somit in die von der Familie
nicht genutzten staatlichen Schulen und kommt damit den dortigen — aus ein-
kommensschwicheren Schichten stammenden — Kindern zugute. Der Staat
wird dabei entlastet, da nunmehr ein Teil der Kinder auf private Schulen geht,
die von ihm nicht vollstindig finanziert werden. In der Konsequenz sinken
bei gleich bleibender Qualitit die Schulausgaben. Aquivalente Uberlegungen
gelten fiir Kindergérten mit dem zusitzlichen Aspekt, dass infolge der gestie-
genen Einkommen hohere Elternbeitrige zur Finanzierung der staatlichen
Kindergérten entrichtet werden.

Fiir den Bereich der Hochschulen gilt Ahnliches, allerdings herrscht hier
eine wesentlich hohere Mobilitdt der Nutzer, weshalb eine isolierte Betrach-
tung Berlins nicht sinnvoll erscheint.

Fiir Allgemeinbildende und berufliche Schulen wurden 2005 2.355 Mio. €
veranschlagt, denen Einnahmen von 86 Mio. € gegeniiberstanden. Eine Panel-
regressionsanalyse iiber alle Bundeslénder fiir den Zeitraum 1992 bis 2005
ergibt einen signifikant positiven Zusammenhang zwischen Wirtschaftswachs-
tum und Anteil der Privatschiiler an den Gesamtschiilern. Allerdings ist der
Zusammenhang quantitativ sehr gering (siehe fiir die 6konometrische Analyse
Anhang 2). Bei einem Wirtschaftswachstum von 5% im Jahr 2005 wire der
Anteil der Privatschiiler statt von 5,44 % nicht auf 5,89 %, sondern auf 5,99 %
gestiegen. Vor dem Hintergrund der Tatsache, dass auch Privatschulplitze in
Berlin zu rund 93 % staatlich finanziert werden, ist der Ausgabenriickgang
zu vernachléssigen.

Analoge Uberlegungen gelten fiir den Bereich der Tageseinrichtungen fiir
Kinder. Fiir 2005 wurden 870 Mio. € fiir Kindertagsstitten veranschlagt, de-
nen 78 Mio. € Elternbeitriige gegeniiber stehen. Da seit dem Jahr 2005 alle
stiddtischen Kindergérten in Eigenbetriebe umgewandelt wurden, verwischen
derzeit die Grenzen zwischen ehemals stédtischen und nicht-stédtischen Kin-
dergirten ohnehin. Von einem Einspareffekt durch einen Wechsel des Trigers
infolge von Wachstum kann folglich nicht mehr ausgegangen werden.

34 Die Personalkosten privater Schulen werden zu 93 % staatlich finanziert.
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Quelle: Funktioneniibersicht des Landes Berlin.

Abbildung 5: Offentlich bereitgestellte private Giiter 2005

Bei praktisch allen Kindergirten gibt es einkommensabhiingige Eigenbei-
trage der Eltern, die bei einem Ganztagesplatz zwischen 300 und 4860 € jihr-
lich liegen. Aufgrund der geringen Wirtschaftskraft zahlen die Berliner Eltern
durchschnittlich nur 50 € im Monat (0.V., 2006) bei Kosten von ca. 650 €.
Eine Erhohung des monatlichen Einkommens ist ungeféhr proportional zur Er-
hohung der Kita-Beitrige. Bei einem Wirtschaftswachstum von 5%, das zu
rund 4% héheren Einkommen fiihrt®>, steigen die Kita-Beitriige entsprechend
um 4 %. Die Einnahmen stiegen damit von 78 auf rund 81 Mio. €, die jihr-
lichen Zuschiisse konnten entsprechend um 3 Mio. € abgesenkt werden.?¢

Diese Uberlegungen konnen analog auf den Offentlichen Personennahver-
kehr (OPNV) und die Zuschiisse fiir StraBenverkehrsunternehmen und Eisen-
bahnen iibertragen werden. In diesen Bereichen standen 2005 870 Mio. € Aus-
gaben 435 Mio. € Einnahmen gegeniiber. Von letzteren waren 385 Mio. € Bun-
deshilfen. Origindr gibt das Land also 485 Mio. € fiir diesen Bereich aus,

35 Wihrend der Regressionskoeffizient fiir Arbeitereinkommen bei 0,73 liegt, betragt
der Koeffizient fiir Angestellte 0,82. Da in Berlin wesentlich mehr Angestellte als Ar-
beiter titig sind, wird hier ein Koeffizient von 0,8 zugrunde gelegt (08 x 5%
Wirtschaftswachstum = 4 % Arbeitseinkommenswachstum). Vgl. fiir weitere Erlauter-
ungen Anhang 1.

36 Diese Projektion beriicksichtigt nicht, dass es politisches Ziel des Berliner Senats
ist, die letzten drei Kita-Jahre beitragsfrei zu stellen. Der Einsparbetrag wiirde sich na-
tiirlich deutlich verringern, wenn nur die Kita-Beitrége fiir die 0 bis 3jdhrigen Kinder
betrachtet werden wiirden.
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denen 50 Mio. € Einnahmen gegeniiber stehen. Die Nettoausgaben belaufen
sich folglich auf 435 Mio. €. Gelinge es in diesem Bereich, aufgrund steigen-
den Wohlstands die Fahrpreise zu heben und damit analog zum Wachstum die
Nettoausgaben um 5% zu senken, ergébe sich ein Einsparvolumen von jihr-
lich 22 Mio. €. Diese Quantifizierung kann jedoch nur einen sehr grobe Ein-
schitzung liefern, die nicht mehr als eine ungefihre GroBenordnung darstellt.

4.3. Weniger Ausgaben durch Riickgang der Kriminalitéit

Die regionale Kriminalititsentwicklung kann nicht monokausal erklirt wer-
den. In 6konomischen Modellen fiihrt eine verbesserte Arbeitsmarktsituation
in der Regel zu steigenden Opportunitétskosten fiir Verbrechen. Damit werden
Verbrechen weniger attraktiv (Becker, 1968). Uber die in diesem Zusammen-
hang bereits betrachtete Verminderung der Transfers im Sozial- und Jugend-
hilfebereich hinaus ist davon auszugehen, dass volkswirtschaftliche Schidden
infolge des Kriminalitdtsriickgangs abndhmen. Diese werden allerdings nicht
nur vom Land Berlin, sondern vor allem von vielen Privaten getragen und
werden deshalb hier nicht beziffert.

In der empirischen Literatur werden sowohl die Entwicklung der Arbeits-
losenrate als auch die Lohnentwicklung — besonders am unteren Rand — zur
Beschreibung der Kriminalititsentwicklung herangezogen. Ein groBer Teil der
empirischen Arbeiten findet einen signifikanten Zusammenhang zwischen bei-
den oder einer dieser GroBen und der Kriminalititsentwicklung.*” Ein typi-
sches Ergebnis findet sich beispielsweise bei Gould, Weinberg und Mustard
(2002). Sie finden, dass eine 23 prozentige Lohnsenkung bei schlecht aus-
gebildeten jungen Minnern zu einem Anstieg der Eigentumsdelikte von 27 %
fiihrt. Da dieses Verhiltnis sich nur wenig &ndert, wenn auch weniger finan-
ziell motivierte Delikte hinzukommen, kann von einem Verhiltnis von 1:1
ausgegangen werden.

Wie oben ausgefiihrt fiihrt in Berlin ein Wirtschaftwachstum von 5% zu
einem Anstieg der Arbeiterlohne um 3,65%. Bei einem Verhiltnis von 1:1
sénke folglich die Kriminalitét analog um 3,65 %. Bei riickldufiger Kriminali-
tdt konnen mittelfristig die Ausgaben fiir Polizei sowie 6ffentliche Sicherheit
und Ordnung sinken. Der Einspareffekt vermindert sich, wenn der Sonder-
tatbestand der hauptstadtbedingten SicherheitsmaBnahmen beriicksichtigt
wird. Diese Ausgaben bleiben von Wachstum unberiihrt und miissen von den
Gesamtausgaben von 1.068 Mio. € abgezogen werden. Wihrend das Land
Berlin von 100 Mio. € Kosten fiir hauptstadtbedingten SicherheitsmaBnahmen
ausgeht, erstattet der Bund derzeit 38 Mio. € jahrlich (Geppert/ Vesper, 2006,
72-73). Im Jahr 2005 belaufen sich die Ausgaben fiir diese Bereiche auf

37 Vgl. fiir einen aktuellen Uberblick beispielsweise Steven D. Levitt, 2004.
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1.068 Mio. € netto, zicht man davon noch 62 Mio. € ab, die das Land als
zusétzlich hauptstadtbedingte SicherheitsmaBSnahmen erachtet, ergeben sich
1.006 Mio. €, die um 3,65 % oder 37 Mio. sinken wiirden.

5. Gesamtbetrachtung und Fazit

Der foderale Staatsaufbau bietet den Lindern Moglichkeiten zur Haushalts-
sanierung jenseits von Ausgabenkiirzungen. Der bundesdeutsche Finanzaus-
gleich fiihrt zwar zu einer hohen Abschopfung der durch Wachstum erzielten
Steuermehreinnahmen, aber nicht alle Steuern werden iiberhaupt oder in voller
Hohe im Finanzausgleich beriicksichtigt. Zudem existieren weitere finanz-
ausgleichsunabhingige Optionen der Einnahmeerzielung wie eine Tourismus-
abgabe oder Privatisierungen. Nicht iibersehen werden darf, dass Wachstum
zu steigendem Wohlstand und damit zu einer geringeren Inanspruchnahme
bestimmter staatlicher Leistungen fiihrt. Es kommt zu wachstumsinduzierten
Ausgabesenkungen.

Die Berechnungen im Fall des Landes Berlin haben gezeigt, dass ein iiber-
durchschnittliches Wachstum von 5 % bei einem bundesweiten Wachstum von
einem Prozent zu jdhrlichen Mehreinnahmen nach Finanzausgleich von knapp
200 Mio. € fiihrt. Dies entspricht einem Anteil an den bereinigten Ausgaben
von rund 1%.

Tabelle 6
Magliche Einnahmesteigerungen durch finanzpolitische Mallnahmen

Finanzpolitische Manahmen %ﬁfﬁ;ﬂ:ﬁgﬁ -:ih;/[l:zhé
Hundesteuer um 50 % erhdhen +5
Vergniigungssteuer auf Hamburger Niveau +9,3
Grundsteuer-B-Hebesatz auf 700 % +35,6
Gewerbesteuer-Hebesatz auf Hamburger Niveau (470 %) +117,3
Tourismusabgabe von 2,50 € pro Ubernachtung +33
Verkauf von Wohnungsbaugesellschaften +210
Weitere Privatisierungen + 84
Summe +494,2

Mit eigenen finanzpolitischen Manahmen kann das Land Berlin jdhrlich
zusitzliche Einnahmen von rund 500 Mio. € oder 2,4 % der Ausgaben erzielen
(Vgl. Tab. 6). Notwendig wiren eine Erhohung von Hunde- und Vergniigungs-
steuer sowie die Anhebung der Hebesidtze von Grund- und Gewerbesteuer.
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Ersteres ist inzwischen auch von Berliner Senat erkannt worden, der den
Grundsteuer-B-Hebesatz auf 810% erhoht hat. Letzteres ldsst sich sowohl bei
einem Vergleich mit anderen deutschen GroBstddten als auch mit dem Steuer-
gefille zwischen Umland und Stadt rechtfertigen. Eine Erhohung der Hebe-
sdtze ist fiir ein Bundesland unter haushaltstechnischen Gesichtspunkten be-
sonders attraktiv, weil die dadurch erzielten Mehreinnahmen nicht im Finanz-
ausgleich beriicksichtigt werden und damit in voller Hohe beim Land ver-
bleiben. SchlieBlich verfiigt Berlin immer noch iiber Beteiligungen, die
privatisiert werden konnen. Bei den in der Tabelle 6 in den letzten beiden
Zeilen vor der Summe aufgefiihrten Betrigen handelt es sich um das jahrliche
Einsparpotential, das sich infolge der mit Hilfe der Privatisierungserlose
gesenkten Schulden — und damit gesparten Zinsen — ergidbe. Dabei wird von
Privatisierungserlosen von insgesamt 7 Mrd. € ausgegangen. Dieser Betrag be-
ziffert eher die Untergrenze der potentiellen Privatisierungserlose.

Wirtschaftswachstum veréndert die Ausgabenstruktur einer Stadt. Staatliche
Transferleistungen an private Haushalte sinken ebenso wie staatliche Zu-
schiisse fiir 6ffentliche Einrichtungen. Sinkende Fallzahlen bei Transferbe-
ziehern bewirken ferner einen geringeren Personalaufwand, um die Transfers
abzuwickeln. Riickldufige Verwaltungskosten sind die Folge. Diese sind hier
nicht im Einzelnen spezifiziert worden. Tabelle 7 entwirft das Potential der
Ausgabensenkungen, das infolge eines 5 %igen Wirtschaftswachstums in Ber-
lin entstéinde, wobei die Quantifizierung einzelner Positionen mit Unschérfen
behaftet sein kann. Allein durch dieses Wirtschaftswachstum lieBen sich somit
jdhrlich Ausgaben in Hohe von ca. 137 Mio. € sparen. Das entspricht 0,7 %
der bereinigten Ausgaben.

Tabelle 7
Kumulierte wachstumsinduzierte Ausgabensenkungen
Ausgabenbereich Jéihrliche Einsparungen in Mio. €

Wohngeldausgaben -3,8
Arbeitsmarktausgaben -9,8
Unterkunftskosten filir Hartz-IV-Empfinger -6,2
Sozialhilfe und soziale Einrichtungen -
Jugendhilfe -53
Sport Nicht bezifferbar
Kultureinrichtungen Nicht bezifferbar
Schulen Quantitativ zu vernachldssigen
Kindergirten -3
OPNV -22
Offentliche Sicherheit -37
Ausgleich volkswirtschafitlicher Schiden Nicht bezifferbar
Summe -136,8
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Insgesamt ergébe sich damit durch 5% Wachstum und gezielt einnahmestei-
gernde finanzpolitische Malnahmen ein Betrag von rund 830 Mio. € jéhrlich
oder 4% der Ausgaben — und das wohlgemerkt ohne strukturelle Ausgaben-
senkungen. Neben dem politischen Mut, der erforderlich ist, um die notwen-
digen, teilweise unpopulédren finanzpolitischen Maflnahmen umzusetzen, be-
notigt das Land Berlin iiberdurchschnittliches Wirtschaftswachstum, um eine
derartige Haushaltsentlastung erzielen zu konnen. Da keine aktuelle Prognose
von 5% Berliner Wachstum ausgeht, miissen in einigen Bereichen deutliche
Anderungen im Vergleich zur bisherigen Politik erfolgen, um die Wachstums-
entwicklung positiv zu beeinflussen.

Ein entscheidender Wachstumsfaktor ist und bleiben Investitionen — und
zwar sowohl in Sach- als auch in Humankapital. Mit den bundesweit niedrig-
sten privaten Investitionen je Erwerbstitigen wird Berlin dauerhaft unter dem
bundesdeutschen Wachstumstrend bleiben (Arbeitskreis ,, Volkswirtschaftliche
Gesamtrechnungen der Linder®, 2005). Hier ist dringender Handlungsbedarf
notwendig, der vor allem in verbesserten staatlichen Rahmenbedingungen
besteht. Ebenso unabwendbar ist die Erhohung der 6ffentlichen Investitions-
quote, die sich in den vergangenen zehn Jahren in Berlin fast halbiert hat. Da
keine zusitzlichen Ausgaben getitigt werden konnen, ist eine Erhdhung der
Investitionsquote nur durch eine drastische Senkung der konsumtiven und Per-
sonal-Ausgaben moglich. Die Humankapitalausstattung Berlins ist deutlich
besser als die Sachkapitalausstattung (Statistisches Bundesamt, 2005a). Berlin
verfiigt iiber ein dhnliches Bildungsniveau wie Hamburg und liegt bundesweit
im oberen Drittel. Gezielt geférdert miissen vor allem die 28 % Berliner wer-
den, die iiber keinen beruflichen Bildungsabschluss verfiigen. Eine frilhe An-
bindung Kinder bildungsferner Schichten an das weiterfithrende Bildungs-
system ist dafiir notwendig. Neben dem allgemeinen Bildungsniveau, was es
in Berlin zu halten gilt, verfiigt die Stadt mit ihrer gut eingerichteten Wissen-
schaftslandschaft iiber einen wichtigen Wachstumsmotor. Zum einen gehen
von Hochschulen und Forschungsinstituten positive regionale Wachstums-
effekte aus, da die dortigen Einkommen {iber dem Durchschnitt liegen. Dies
gilt umso mehr, da Berlin nur einen Teil der finanziellen Lasten der Wissen-
schaftsinstitutionen tréigt (Baumgartner/ Seidel, 2001). Zum zweiten befruch-
ten sich Wissenschaft und Wirtschaft durch Kooperationen, Ausgriindungen
und Personalaustausch. Mit einer attraktiven Wissenschaftsumgebung verfiigt
Berlin iiber einen bedeutsamen Standortvorteil, den es zu erhalten und aus-
zubauen gilt.

Die hier angestellten konkreten Uberlegungen und Berechnungen fiir das
Land Berlin lassen sich mit leichten Anpassungen auf alle finanzschwachen
Bundeslinder iibertragen. Anhand eines kleinen Zahlenbeispiels ldsst sich die
Kernaussage noch einmal verdeutlichen: Bei einem fiir 2007 angestrebten aus-
geglichenen Primérsaldo muss das Land Berlin jéhrlich noch 2,5 Mrd. € Zin-
sen zahlen. Das heifit, selbst mit den hier dargestellten Entlastungen von rund
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830 Mio. € verblieben 1,67 Mrd. €, die anders erbracht werden miissen. Alter-
native Optionen der Haushaltssanierung von Bundeslidndern kénnen folglich
strukturelle Ausgabenkiirzungen nicht ersetzen, aber sehr wohl in beacht-
lichem AusmaB ergénzen.
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Anhang 1: Schitzung des Einflusses von
Wirtschaftswachstum auf Arbeiterlohne

Daten

Die Daten fiir die Bundesrepublik Deutschland umfassen den Zeitraum von
1960 bis 2005. Sie beziehen sich auf das friihere Bundesgebiet einschlieBlich
Berlin (West). Von einer Einbeziehung der Entwicklung der neuen Lénder ist
abgesehen worden, da die Daten iiber die dortige Lohnentwicklung erst ab
1996 vorhanden sind, d. h., lediglich 9 Jahre hitten betrachtet werden konnen,
da bei der Schitzung die Wachstumsrate verwendet wird.

Die Daten fiir das jdhrliche nominale Bruttoinlandsprodukt (BIP) stammen
ebenso wie die Daten iiber die jdhrlichen Bruttolohne der Arbeiter und Ange-
stellten vom Statistischen Bundesamt der Bundesrepublik Deutschland.

Okonometrische Analyse
Den Regressionen liegt folgende Schitzgleichung zugrunde:
Iy = o+ B1BIP,_ +&; .

Dabei bezeichnet [, die Wachstumsrate des Bruttolohns der Arbeiter
(Schitzung 1) bzw. der Angestellten (Schitzung 2) im frilheren Bundesgebiet
einschlieBlich Berlin (West), und BIP,_; das jdhrliche BIP-Wachstum im
fritheren Bundesgebiet einschlieBlich Berlin. Da die infolge von Wirtschafts-
wachstum positive Lohnentwicklung mit einer zeitlichen Verschiebung er-
folgt, wird in der Schitzung die BIP-Wachstumsrate des Vorjahres verwendet.
Infolge der Wiedervereinigung stieg das Berliner BIP im Jahr 1991 durch die
Einbeziehung von Berlin (Ost) einmalig sprunghaft an. Deshalb wird diese
Wachstumsrate — und damit das Jahr 1992 — nicht beriicksichtigt. Die Ver-
teilung der Fehlerterme ist &, ~ N(0, 02). Ferner liegen dem Model folgende
Annahmen zugrunde:

E(ees) =0 fiir alle oder ¢ # s
E(BIP;) =0 firalles,z.

Regressionen mit OLS-Schétzungen liefern folgende Ergebnisse:
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Tabelle 8
Schiitzung des Lohnwachstums
Variable Schiitzung 1 (Arbeiter) Schiitzung 2 (Angestellte)
BIP (-1) 0,7328*#* 0,8152%**
Konstante 0,0092 0,0110%**
e . Wachstum des Wachstum des
Abhingige Variable Bruttoarbeiterlohns Bruttoangestelltenlohns

R? 0,5549 0,8110

N 43 43

Signifikanzlevel: *** = 0,01; ** = 0,05, * =0,1.

Aus der Tabelle ist ersichtlich, dass 1% Wachstum im Folgejahr zu einem
Anstieg der Bruttoarbeiterlohne von 0,73 % und zu einem Anstieg der Brutto-
angestelltenldhne von 0,82 % fiihrt. Beide Schitzungen sowie beide Schitz-
ergebnisse sind signifikant auf dem 1%-Niveau.

Anhang 2: Schiéitzung des Einflusses von Wirtschaftswachstum
auf den Anteil der Privatschiilern an den Gesamtschiilern

Daten

Die Daten umfassen den Zeitraum von 1992 bis 2005 und beinhalten das
jéhrliche Wachstum des BIP in jedem Bundesland sowie den jahrlichen Anteil
der Privatschiiler an den Gesamtschiilern in jedem Bundesland. Alle Daten
stammen vom Statistischen Bundesamt der Bundesrepublik Deutschland.

Okonometrische Analyse
Der Regression liegt folgende Schétzgleichung zugrunde:
su = By + B, BIPy + pi + €

Dabei bezeichnet s; die jahrliche Wachstumsrate des Privatschiileranteils an
den Gesamtschiilern in jedem Bundesland und BIP;; das jéhrliche BIP-Wachs-
tum in jedem Bundesland. Die Verteilung der Fehlerterme ist €; ~ N(0,02).
Ferner liegen dem Model folgende Annahmen zugrunde:

E(eigjs) =0 fiir alle i # jodert # s

E(uej) =0 fiir alle i,j, t.

E(BIPycj;) =0  fiirallei,j, s, ¢.
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Da 16 Bundeslidnder iiber 14 Jahre betrachtet werden, liegt ein balanced
Panel vor, das mit dem Fixed-Effects-Modell geschétzt wird. Die FE-Schit-
zung liefert folgendes Ergebnis:

Tabelle 9

Schiitzung des Wachstum des Privatschiileranteils

Variable Schitzung 3
BIP 0,3864***
Konstante 5,7168***
Abhingige Variable Wachstum des Privatschiileranteils
R? 0,2103
N 208

Signifikanzlevel: ¥** = 0,01; ** = 0,05, * =0,1.

Es gibt einen signifikant positiven Zusammenhang zwischen Wirtschafts-
wachstum und Privatschiileranteil. Allerdings ist der Einfluss des Wachstums
quantitativ sehr gering. Bei einem Wirtschaftswachstum von 1% steigt die
Wachstumsrate des Privatschiileranteils (nicht der Privatschiileranteil!) um
0,39 %. In Berlin lag diese Wachstumsrate im Jahr 2005 bei 8,1 %. Bei einem
in dieser Arbeit angenommenen Wirtschaftswachstum von 5 % hiitte sich diese
Wachstumsrate von 8,2 auf 10,2% erh6ht. Der Anteil der Privatschiiler an
allen Schiilern wire dann von 2004 zu 2005 nicht von 5,44 % auf 5,89 %, also
um 8,2 % gestiegen, sondern um 10,2 % auf 5,99 %. 5 % Wirtschaftswachstum
hitten also nur zu einer Erhohung des Privatschiileranteils von 0,1 % gefiihrt.
In dieser Arbeit ist dieser Effekt deshalb aus quantitativer Sicht nicht beriick-
sichtigt worden.*®

38 Betrachtet man hier die Wachstumsrate des Vorjahres so ergibt sich kein signifi-
kanter Zusammenhang zum Wachstum des Privatschiileranteils.

Schmollers Jahrbuch 127 (2007) 2



	Jochimsen: Jenseits von Ausgabenkürzungen. Alternative Optionen zur Haushaltssanierung von Bundesländern: der Fall Berlin
	Abstract
	Zusammenfassung
	1. Einleitung
	2. Ausgangslage im Fall des Landes Berlin
	3. Potentielle Einnahmeverbesserungen durch ...
	3.1 ... Wirtschaftswachstum
	3.2 ... höhere Steuersätze
	3.3 ... höhere Hebesätze
	3.4 ... neue Abgaben
	3.5 ... verstärkte Privatisierung

	4. Wachstumsinduzierte Ausgabensenkungen
	4.1. Rückgang von Arbeitsmarkt- und Sozialausgaben
	4. 1. 1. Unmittelbare Ausgabensenkungen: Weniger Wohngeldzahlungen
	4. 1.2. Mittelbare Ausgabensenkungen I: Weniger Arbeitsmarktausgaben
	4.1.3. Mittelbare Ausgabensenkungen II: Weniger Unterkunftskosten für Arbeitslosengeld II-Empfänger
	4.1.4. Mittelbare Ausgabensenkungen III: Transferrückgang durch geänderte Sozialstruktur

	4.2. Weniger Zuschüsse für öffentliche Leistungen
	4.2.1. Reine öffentliche Güter: Rechtsstaat, Infrastruktur und Forschung
	4.2.2. Mautgüter: Sport- und Kultureinrichtungen
	4.2.3. Öffentlich bereitgestellte private Güter: ÖPNV, Kindergärten, Schulen und Hochschulen

	4.3. Weniger Ausgaben durch Rückgang der Kriminalität

	5. Gesamtbetrachtung und Fazit
	Literatur
	Anhang 1: Schätzung des Einflusses von Wirtschaftswachstum auf Arbeiterlöhne
	Anhang 2: Schätzung des Einflusses von Wirtschaftswachstum auf den Anteil der Privatschülern an den Gesamtschülern




